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Der Kommentar

Auf dem Weg zu einem regulatorischen  
best practice in Europa 

Das Richtlinienpaket des Ministerra-
tes und Parlaments, deren Umset-
zung in nationales Recht sowie Emp-
fehlungen und Leitlinien der EU-
Kommission umreißen den neuen 
Handlungsrahmen für nationale Re-
gulierungsbehörden im Bereich der 
elektronischen Kommunikationsdiens-
te. Wie es bei grundlegenden Neue-
rungen oft der Fall ist, warten 
Rechtsbegriffe der Klärung und An-
wendung, und Ermessensspielräume 
sind auszuloten. Dies gilt für die Ab-
grenzung der Märkte, die für ex-ante 
Regulierung in Betracht kommen, e-
benso wie für die Marktanalyse und 
die Feststellung der Betreiber mit be-
trächtlicher Marktmacht (SMP). Dies 
gilt darüber hinaus für die regulatori-
schen Handlungsinstrumente, insbe-
sondere die Festlegung der ex-ante 
Verpflichtungen für SMP-Betreiber. 
Auch wenn nicht überall mehr Neu-
land betreten wird: An vielen Stellen 
muss sich erst einmal eine Art regula-
torischer best practice herausbilden.  
Der Prozess, in dem dies künftig ge-
schieht ist kein nationaler Prozess. Er 
sieht wie folgt aus: Die nationalen 
Regulierungsbehörden diskutieren mit 
der EU Kommission ihre Ansätze zur 
Marktabgrenzung, Marktanalyse und 
ex-ante Verpflichtungen in so ge-
nannten pre-notification meetings. 
Später legen Sie den Entwurf ihrer 
Maßnahmen der EU-Kommission und 
den anderen Regulierungsbehörden 
zur Stellungnahme vor. Die Kommis-
sion reagiert auf die nationalen Regu-
lierungsbehörden in verschiedenster 
Weise, sie diskutiert, kommentiert, 
stimmt zu oder legt ihr Veto ein (letz-
teres ist nur möglich bei der Marktab-

grenzung und der Feststellung der 
SMP-Betreiber). Auch die  Regulie-
rungsbehörden reagieren aufeinan-
der, im Vorfeld mit Diskussion inner-
halb der European Regulators Group 
(ERG), nach Vorlage der Maßnah-
menentwürfe mit gegenseitigen Stel-
lungnahmen. In diesem Interaktions-
prozess zwischen Regulierungsbe-
hörden und EU-Kommission entsteht 
best practice, der für die künftige An-
wendung des neuen EU-
Regulierungsrahmens prägend wird. 
Nationale Sonderwege bei der 
Grenzziehung zwischen ex-ante Re-
gulierung und alleiniger Anwendung 
des Wettbewerbsrechts sind künftig 
schwerer zu begründen. Wir sind auf 
dem Wege, das ist hier die These, zu 
einer soft harmonisation.  

Marktabgrenzung und Markt-
analyse 
Die EU-Kommission prüft kritisch, ob 
die Marktabgrenzung und -analyse 
weitestgehend ihrer Empfehlung zu 
den relevanten Märkten sowie ihren 

SMP-Leitlinien Rechnung trägt. Im 
wesentlichen achtet die Kommission 
darauf, dass die Standards des euro-
päischen Wettbewerbsrechts ein-
gehalten werden. Für die Grenzzie-
hung zwischen sektorspezifischer ex-
ante Regulierung und alleiniger An-
wendung des Wettbewerbsrechts hat 
sie zudem einen Drei-Kriterien-Test 
entwickelt, der auf Elemente der klas-
sischen Wettbewerbsanalyse zurück-
greift. Auch wenn diese Standards 
vertraut und erprobt sind, die ersten 
Erfahrungen zeigen, dass die An-
wendung auf Märkte für elektronische 
Kommunikationsdienste eine Fülle 
von spezifischen Fragen aufwerfen, 
für die Antworten erst erarbeitet wer-
den müssen. 

Ein Beispiel: Sollten die intern erstell-
ten Leistungen in die relevanten Vor-
leistungsmärkte einbezogen werden 
oder sollten sie erst bei der Würdi-
gung der Wirksamkeit des Wettbe-
werbs berücksichtigt werden? Diese 
Frage stellt sich bei allen Vorleis-
tungsmärkten, es geht dabei sowohl 
um die intern erstellten Leistungen 
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des Festnetz-Incumbents als auch 
um die intern erstellten Leistungen 
geschlossener Netze wie den Kabel-
netzen. Je nachdem ob und wessen 
selbst erstellte Leistungen in der Ab-
grenzung des Vorleistungsmarktes 
berücksichtigt werden, können die 
Marktanteile beträchtlich variieren. 

In einem Diskussionsprozess zwi-
schen nationalen Regulierungsbe-
hörden und EU-Kommission werden 
Ansätze diskutiert und Überzeu-
gungsarbeit geleistet. Das Recht zum 
Veto im Hintergrund, verfügt die Kom-
mission über eine starke Stellung in 
diesem Prozess. Sie nimmt, wie es 
schon vorgekommen ist, Notifizierun-
gen nicht an, wenn sie einen Maß-
nahmenentwurf als unvollständig an-
sieht. Sie legt ihr Veto ein, wenn sie 
ihn für rechtsfehlerhaft hält. Sie ak-
zeptiert Maßnahmenentwürfe, wenn 
sie begründet sind. Sie pflegt einzel-
ne Punkte zu kommentieren, die für 
die Feststellung von SMP im konkre-
ten Fall zwar nicht erheblich, gleich-
wohl von grundsätzlicher konzeptio-
neller Bedeutung sind. Hinzu kom-
men sog. prenotification meetings im 
Vorfeld, in denen mit der Kommission 
Einschätzungen über die für einzelne 
Märkte verfolgten Ansätze ausge-
tauscht werden können. In diesem In-
teraktionsprozess entsteht zweifellos 
best practice, der für spätere Maß-
nahmen auch anderer Regulierungs-
behörden Maßstäbe setzt. 

Jene Regulierungsbehörden, die als 
erste ihre Maßnahmenentwürfe notifi-
zieren, bilden im Diskussionsprozess 
mit der Kommission diesen best prac-
tice heraus. Wer später kommt, hat 
es zwar einerseits leichter, weil viele 
Probleme der Marktabgrenzung und -
analyse dann schon diskutiert sind. Er 
hat es aber auch schwerer, weil nati-
onale Abweichungen vom best practi-
ce kritisch betrachtet und besonders 
begründet werden müssen. Im übri-
gen ist es auch eine Frage des An-
spruchs einer Behörde, inwieweit sie 
im Wettbewerb der Regulierungsbe-
hörden Innovator oder Nachahmer 
sein will. Die britische Regulierungs-
behörde Oftel hat sich hier zweifellos 
eine Reputation als innovative Be-
hörde erarbeitet und übt über ihre 
frühzeitigen Notifizierungen erneut ei-
nen prägenden Einfluss auf die Her-
ausbildung von best practice in Euro-
pa aus. Länder wie Deutschland oder 
Frankreich drohen aufgrund der spä-
ten Umsetzung des Richtlinienpakets 
in nationales Recht bei der Heraus-
bildung von best practice ins Hinter-
treffen zu geraten. Zu begrüßen ist, 

dass die RegTP mit der Datenerhe-
bung für die einzelnen Märkte be-
gonnnen hat, wenn auch die Maß-
nahmen zu Marktabgrenzung und 
Feststellung der SMP-Betreiber  erst 
in der zweiten Hälfte des Jahres 2004 
zu erwarten sind. 

Ex-ante Verpflichtungen für 
SMP-Betreiber 
Einem Betreiber können nur dann ex-
ante Verpflichtungen auferlegt wer-
den, wenn er über SMP auf einem re-
levanten Markt verfügt, der für ex-
ante Regulierung in Betracht kommt. 
Im Mittelpunkt stehen Verpflichtungen 
für Vorleistungsangebote von SMP-
Betreibern. Die Liste der möglichen 
Vorleistungen umfasst Transparenz, 
Nicht-Diskriminierung, getrennte 
Rechnungslegung, Zugang sowie 
Preiskontrolle und Kostenorientie-
rung. Ex-ante Verpflichtungen haben 
angemessen und verhältnismäßig zu 
sein. Dies kann man so interpretieren, 
dass sie nicht das Maß übersteigen 
dürfen, das zur Korrektur der festge-
stellten Wettbewerbsprobleme unab-
dinglich ist. 

Ein Beispiel: Die Empfehlung der 
Kommission spricht sich dafür aus, 
dass die Terminierung von Verbin-
dungen zu den Teilnehmern eines 
Netzes jeweils einen eigenen relevan-
ten Markt darstellt. Es gibt dann so 
viele relevante Terminierungsmärkte, 
wie es Teilnehmernetze gibt. Bis dato 
haben wir keine empirische Evidenz 
gesehen, die es nahe legen würde, 
die relevanten Märkte weiter abzu-
grenzen. Es ist deshalb auch nur ein 
kurzer Schritt zur Vermutung, dass al-
le Teilnehmernetzbetreiber über SMP 
verfügen könnten. In einer solchen Si-
tuation kommt der Frage erhebliche 
Bedeutung zu, welche ex-ante Ver-
pflichtungen den Betreibern auferlegt 
werden sollten, und vor allem ob und 
inwieweit sie zwischen teilnehmer-
starken und weniger teilnehmerstar-
ken Betreibern differenziert werden 
sollten. Dafür räumt die Zugangsricht-
linie den Regulierungsbehörden eine 
erhebliche Flexibilität ein. 

Auf dem Gebiet der ex-ante Verpflich-
tungen ist der Trend zu einem best 
practice weniger stark ausgeprägt als 
bei Marktabgrenzung und Marktana-
lyse. Die EU-Kommission verfügt ge-
genüber den nationalen Regulie-
rungsbehörden nicht über ein Veto-
recht bezüglich der auferlegten ex-
ante Verpflichtungen. Dadurch ist ei-
ne größere Vielfalt von Regulie-
rungsmaßnahmen möglich. Regulie-

rungsbehörden werden in vielen Fäl-
len zunächst einmal die bisherigen 
ex-ante Verpflichtungen aufrechter-
halten wollen. Aber auch hier, das ist 
unsere These, wird sich längerfristig 
eine Art best practice herausbilden, 
der Maßstäbe setzen wird. 

Fast alle Mitgliedstaaten belassen ih-
ren Regulierungsbehörden den Er-
messensspielraum bei der Festle-
gung der regulatorischen ex-ante 
Verpflichtungen, den die EU-
Richtlinien eröffnen. Wegen des ver-
gleichsweise großen Ermessensspiel-
raums  müssen die Regulierungsbe-
hörden mit den Marktteilnehmern ei-
nen intensiven Konsultationsprozess 
über die Angemessenheit und Ver-
hältnismäßigkeit des aufzuerlegenden 
Maßnahmenbündels führen. Darüber 
hinaus sind die Maßnahmenentwürfe 
der Kommission und den anderen 
Regulierungsbehörden zur Stellung-
nahme vorzulegen. Auch wenn die 
EU-Kommission über kein Vetorecht 
bezüglich der ex-ante Verpflichtungen 
für SMP-Betreiber verfügt, wird sich, 
bedingt durch die höhere Transpa-
renz der Diskussion und den Aus-
tausch von Stellungnahmen zwischen 
Regulierungsbehörden und EU-
Kommission allmählich ein, wenn 
auch weniger streng formulierter, best 
practice herausbilden.  

Auch hier gilt: Diejenigen, die zuerst 
notifizieren, können innovativ sein 
und die Herausbildung von best prac-
tice stärker beeinflussen. Die Beson-
derheit des deutschen TKG-
Entwurfes, den Ermessensspielraum 
der Regulierungsbehörde, den die 
EU-Richtlinien einräumen, zu be-
schneiden, wirkt hier allzu starr. Die 
RegTP wird in ihren Möglichkeiten 
eingeschränkt, sich in der künftigen 
Diskussion um best practice für eine 
adäquate, angemessene und verhält-
nismäßige Zusammensetzung des 
Maßnahmenbündels zu beteiligen. 
Das deutsche TKG sollte der Regulie-
rungsbehörde mehr Ermessensspiel-
räume geben. Die mit Marktbeherr-
schung verbundenen Wettbewerbs-
probleme können vielgestaltiger Natur 
sein und vor allem sich von Markt zu 
Markt unterscheiden. Regulierungs-
behörden bedürfen deshalb einer 
gewissen Flexibilität in der Auswahl 
der Handlungsinstrumente, um sinn-
volle und notwendige Anpassungen 
vornehmen und bei der Herausbil-
dung von best practice in Europa sich 
beteiligen zu können. 

Ulrich Stumpf 
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Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 

Substitutionsbeziehungen zwischen Festnetz 
und Mobilfunk

Waren Mobiltelefone zu Beginn der 
neunziger Jahre noch technisch 
wenig ausgereifte und teure 
Kommunikationsmittel, deren Nutz-
ung primär Geschäftsleuten vor-
behalten blieb, so änderte sich diese 
Wahrnehmung im Verlauf der Dekade 
erheblich. Mit der Einführung der 
digitalen GSM Technologie 
verbesserte sich die Übertragungs-
qualität sowie die Ausfallsicherheit, 
die Geräte wurden kleiner und 
leistungsfähiger und die Kapazität der 
Akkus vergrößerte sich enorm. Auch 
preislich wurden die Mobilfunkgeräte 
günstiger, so dass sich im Laufe der 
neunziger Jahre eine immer größere 
Zahl an Konsumenten für die 
Anschaffung eines Mobiltelefons 
entschied. Heute verfügen in 
Deutschland mehr Konsumenten über 
ein Mobiltelefon als über einen 
Festnetzanschluss. Nach einer 
Erhebung der Regulierungsbehörde 
für Telekommunikation und Post 
existierten im Jahr 2002 etwa 39,2 
Mio. Festnetzanschlüsse1 gegenüber 
59,20 Mio. Mobilfunkanschüssen.2  

Diese Zahlen verdeutlichen den 
enormen Bedeutungsgewinn der 
Mobilfunktechnologie. Angesichts der 
stürmischen Entwicklung drängt sich 
die Frage auf, wie sich die Aus-
tauschbeziehung zwischen beiden 
Gütern gestaltet. Im Rahmen einer 
WIK-Studie wurde daher aus Sicht 
der Nachfrager analysiert, in welchem 
Maße das Mobilfunknetz das Fest-
netz substituieren kann und welche 
Dynamik die Substitution auf der Ge-
sprächsebene entwickelt.  

Im folgenden Beitrag werden zentrale 
Ergebnisse dieser empirischen  
(Meta-)Studie dargestellt.3 Die Da-
tengrundlage bildet eine repräsentati-
ve Marktforschungserhebung bei 
1691 Haushalten und 2014 Unter-
nehmen in Deutschland. Im Rahmen 
der Befragung wurden insbesondere 
die Themengebiete Sozioökonomie 
und TK-spezifisches Produkt-
/Diensteportfolio adressiert. Die Ana-
lyse dieser Daten erfolgte mit Metho-
den der multivariaten Statistik (z.B. 
Faktorenanalyse, Clusteranalyse, 
Kontingenzanalyse) und ist darauf 
ausgerichtet, das Verhalten und die 
Wahrnehmung verschiedener Kun-
dengruppen hinsichtlich der Nutzung 
von Festnetz und Mobiltelefonen zu 

beschreiben und zu erklären. Darüber 
hinaus werden sieben aktuelle inter-
nationale ökonometrische Studien zur 
Frage der Substitution herangezogen. 
Dies geschieht v.a. vor dem Hinter-
grund die empirischen Befunde für 
Deutschland im internationalen Kon-
text einzuordnen und bewerten zu 
können.  

Dimensionen der  
Substitution 
Auf den ersten Blick ist der Begriff der 
Festnetz-Mobilfunk-Substitution ein-
deutig und könnte beschrieben wer-
den als: Festnetznutzung wird durch 
Mobilfunknutzung ersetzt. Gleichwohl 
erscheint es für eine vertiefte Be-
handlung des Substitutionsphäno-
mens zweckmäßig, sich verschiedene 
Dimensionen, in denen diese Erset-
zung sich manifestieren kann, vor 
Augen zu führen.  

Grundsätzlich lassen sich bei der 
Festnetz-Mobilfunk-Substitution die 
Gesprächs- und die Anschlusssubsti-
tution unterscheiden. Im ersten Fall 
führen Kunden Gespräche über das 
Mobilfunkgerät, die sie sonst über das 
Festnetztelefon geführt hätten. Im 
zweiten Fall melden die Kunden so-
gar ihren Festnetzanschluss ab und 
verfügen nur noch über einen Mobil-
funkanschluss. Eine so definierte An-
schlusssubstitution macht aber be-
reits deutlich, dass diese auch in ei-
ner veränderten Facette auftreten 
kann. So ist keinesfalls notwendig, 
dass eine Wirtschaftseinheit zunächst 
über einen Festnetzanschluss ver-
fügt, dann einen Mobilfunkanschluss 
nachfragt um schlussendlich den 
Festnetzanschluss abzumelden. Es 
ist vielmehr auch vorstellbar, dass 
z.B. bei einer Haushaltsneugründung 
überhaupt kein Festnetzanschluss 
mehr eingerichtet wird und die Wirt-
schaftseinheit von vornherein Kom-
munikationsbedürfnisse ausschließ-
lich über einen Mobilfunkanschluss 
befriedigt. Auch in einem solchen Fall 
kann man in sinnvoller Weise von 
Substitution sprechen.  

Darüber hinaus sind noch weitere Fa-
cetten einer Festnetz-Mobilfunk-
Substitution denkbar. Beispielsweise 
kann die Mobilfunkdiffusion einen Ein-
fluss auf die Festnetzdiffusion aus-
üben, die Verbreitung des Mobilfunks 

kann die An- und Abmeldungen im 
Festnetzbereich beeinflussen oder 
der Abschluss eines Mobilfunkvertra-
ges die Höhe der Festnetzausgaben 
verändern. 

Diese kurze Skizzierung zeigt bereits 
die Vielschichtigkeit des Begriffes der 
Substitution. Es verwundert insofern 
wenig, dass die empirische Analyse 
des WIK und die herangezogenen in-
ternationalen Untersuchungen ande-
rer Autoren unterschiedliche Ansätze 
zur Beantwortung der Substitutions-
frage wählen.  

Mobilfunk gewinnt Kunden 
und Umsätze vom Festnetz 
Die repräsentative AGIREV-Studie4 
aus dem Jahre 2002 weist für 
Deutschland etwa 2,58 Mio. 
Personen aus, die keinen 
Festnetzanschluss im Haushalt 
haben. In dieser Gruppe besitzen 
72% bzw. 1,86 Mio. Personen ein 
Mobilfunkgerät. Unter Berücksichti-
gung der durchschnittlichen Haus-
haltsgröße lässt sich daraus auf eine 
Anzahl von ca. 1,1 Millionen Haus-
halten schließen, die nur über einen 
Mobilfunkanschluss nicht jedoch über 
einen Festnetzanschluss verfügen. 
Diese Anzahl entspricht in etwa der 
Zahl aller Haushalte in Thüringen. Die 
Gruppe der Nur-Mobilfunk-Nutzer 
stellt damit bereits heute eine nicht zu 
vernachlässigende Erscheinung dar. 

In der Gruppe der Nur-Mobilfunk-
Nutzer wird zumeist kein bzw. 
höchstens ein sehr geringer Bedarf 
für einen herkömmlichen Telefon-
anschluss gesehen. Finanzielle Grün-
de spielen demgegenüber kaum eine 
Rolle für den Verzicht auf einen 
Festnetzanschluss.  

Auch bei Mobilfunkbesitzern, die über 
einen Festnetzanschluss verfügen, 
zeigen sich Tendenzen, dass das 
Mobiltelefon gegenüber dem 
Festnetzanschluss zunehmend an 
Bedeutung gewinnt. Eine von zehn 
Personen nutzt das Handy heute 
schon für Telefonate von zu Hause 
aus, obwohl dort ein Festnetz-
anschluss vorhanden ist. 
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Ausmaß der Substitution in 
Deutschland noch auf gerin-
gem Niveau 
Trotz der beachtlichen Zahl an 
Haushalten die vollständig auf einen 
Festnetzanschluss verzichten, ten-
dieren in Deutschland sowohl die 
Mehrzahl der Haushalte als auch der 
Unternehmen dazu, Festnetz und 
Mobilfunk nicht als Substitute zu 
betrachten. Lediglich 25% aller 
Haushalte (vgl. Abbildung 1) und 23% 
der Unternehmen können sich in 
ihrem Entscheidungsverhalten in der 
Zukunft eine grundsätzliche Aus-
tauschbarkeit beider Güter vorstellen. 
Kurz- bis mittelfristitg scheinen die 
Möglichkeiten zu einer stärkeren 
Substitution des Festnetzes durch 
den Mobilfunk insofern begrenzt. 

Haushalte und Unternehmen 
zeigen kaum Unterschiede 
bei der Einschätzung zu zu-
künftigen Substitutionsmög-
lichkeiten und der Nutzung 
von Festnetz- und Mobil-
funkanschlüssen 
Sowohl bei der Nutzung der Festnetz- 
und Mobilfunkanschlüsse als auch bei 
der Wahrnehmung der 
Austauschbarkeit beider Güter, 
lassen sich kaum Unterschiede 
zwischen Haushalten und 
Unternehmen feststellen. Dieser 
Befund lässt sich wahrscheinlich auf 
die charakteristische deutsche 
Unternehmensstruktur zurückführen, 
die von kleinen und mittelständischen 
Unternehmen geprägt ist und insofern 

in der repräsentativen Stichprobe 
abgebildet wurde. In der WIK-Studie 
konnte gezeigt werden, dass gerade 
kleine und mittelgroße Firmen – im 
Unterschied zu größeren 
Unternehmen – in der Regel keinen 
ausgeprägten Bedarf nach TK-
Dienstleistungen aufweisen und die 
TK-Entscheider in den Unternehmen 
auch über keine vertieften TK-
Kenntnisse verfügen. Damit ähnelt 
der Großteil der Unternehmen in 
ihren Verhaltensmustern und 
Präferenzen den privaten 
Konsumenten. 

Festnetz- und Mobilfunkan-
schlüsse erfüllen Bedürfnis-
se der Konsumenten hinrei-
chend 
Bezogen auf die Gesamtzahl aller 
Haushalte in Deutschland verfügen 
95,3% oder 36,9 Mio. Hausstände 
über einen Festnetzanschluss. 
Hiervon besitzen wiederum etwa 30% 
bzw. 11,1 Mio. Haushalte ausschließ-
lich einen Festnetzanschluss. Aus 
Sicht dieser ausschließlichen Fest-
netzkunden erfüllt der heutige 
Festnetzanschluss alle in ihn ge-
setzten kommunikationsrelevanten 
Bedürfnisse. Die Wahrscheinlichkeit 
der Festnetzsubstitution durch einen 
Mobilfunkanschluss ist für diese 
Kundengruppe folglich gering. Dieses 
Ergebnis zeigt, dass in Deutschland 
bestimmte sozioökonomische Grup-
pen existieren (98% der ausschließ-
lichen Festnetzkunden verfügen 
lediglich über einen schmalbandigen 
Analoganschluss), die sich für neue 
TK-Produkte bzw. Techchnologien 
lediglich in geringem Maße 
aufgeschlossen zeigen. 

Kunden die sowohl über einen 
Festnetz- als auch über einen 
Mobilfunkanschluss verfügen – diese 
Gruppe umfasst etwa 25,8 Mio. 
Haushalte – nehmen mit Blick auf den 
heute im Mobilfunk gebotenen 
Leistungsumfang keine Defizite wahr 
(vgl. Abbildung 2). Hieraus kann zum 
einen geschlossen werden, dass es 
für den Erfolg der neuen 
Mobilfunkgeneration (UMTS) unab-
dingbar ist, über die reine Sprach-
kommunikation hinaus weitere Be-

Abbildung 1: Durchschnittliche Zustimmung privater Haushalte zu einer 
potenziellen Festnetz-Mobilfunk-Substitution  

 

Quelle: WIK-Analyse 

Abbildung 2: Wichtigkeit und Erfüllung von TK-Bedürfnissen im Bereich 
Mobilfunk in der Kundengruppe "Festnetz- und Mobilfunk-
anschluss" 
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dürfnisse bei den Nachfragern zu 
wecken. Zum anderen ist die 
Zufriedenheit mit der Funktionalität 
des gegenwärtigen Mobilfunkan-
schlusses aber auch ein Beleg dafür, 
dass die Kundengruppe der Festnetz- 
und Mobilfunknutzer den Festnetz-
anschluss durch ihr Mobilfunkgerät 
substituieren kann, da hieraus keine 
spürbaren Defizite in der Bedürfniss-
erfüllung entstehen. 

Substitutioneffekte im Aus-
land vermutlich bereits stär-
ker ausgeprägt als in 
Deutschland  
Während in Deutschland bisher eher 
gering ausgeprägte Anzeichen für 
eine Festnetz-Mobilfunksubstitution 
gefunden wurden, zeigen sich für 
andere Industrieländer bereits 
stärkere Substitutionseffekte sowohl 
auf der Gesprächs- als auch auf der 
Anschlussebene. Dieser Befund ist 
ein deutlicher Hinweis darauf, dass 
die Stärke der Substitutionseffekte 
unter anderem durch kulturelle und 
sozioökonomische Eigenheiten sowie 
spezifische Ausprägungen der TK-
Märkte beeinflusst wird. 

Fasst man die empirischen Befunde 
für die industrialisierten Länder zu-
sammen, so zeigt sich die direkte 
Preiselastizität5 der Nachfrage nach 
Mobilfunkanschlüssen negativ und 
mäßig stark ausgeprägt (ε ≈ -0,2 bis -
0,5). Wie ökonomisch zu erwarten 
war, erweist sich auch die Preiselasti-
zität nach Festnetzanschlüssen nega-
tiv. Mit steigenden Preisen sinkt dem-
gemäß die Nachfrage nach Mobil-
funk- bzw. Festnetzanschlüssen.  

Die Kreuzpreiselastizität gibt an, wie 
sich die Nachfrage nach einem Gut 
verändert, wenn der Preis eines an-
deren Gutes variiert. Steigt bspw. der 
Preis für Festnetzdienste und erhöht 
sich deshalb die Nachfrage nach Mo-
bilfunkdiensten, so besteht eine posi-
tive Kreuzpreiselastizität zwischen 
beiden Gütern. Ein positiver Zusam-
menhang kann insofern als eindeuti-
ger Hinweis auf eine substitutive Be-
ziehung aufgefasst werden. In den 
untersuchten Ländern ist die Kreuz-
preiselastizität sowohl beim Mobilfunk 
als auch beim Festnetz positiv. Hin-
sichtlich des Einflusses des Festnetz-
preises auf die Nachfrage nach Mobil-
funkanschlüssen liegt die Kreuzpreis-
elastizität zwischen 0,1 und 0,2. Im 
umgekehrten Fall konnte eine Kreuz-
preiselastizität zwischen 0,2 und 0,4 
ermittelt werden. 

Um die wechselseitige Beziehung 
zwischen dem Festnetz und dem Mo-
bilfunknetz zu analysieren, wurden in 
einigen Studien außerdem die Ein-

flüsse der Größe (Penetrati-
on/Diffusion) des einen Netzes auf 
die Größe des anderen Netzes empi-
risch erfasst. Dabei zeigte sich in bei-
den Richtungen (Festnetz  Mobil-
funk und Mobilfunk  Festnetz) ein 
signifikant negativer Netzwerkeffekt 
(ε ≈ -0,1 bis -0,3). Das Wachstum der 
Anschlusszahlen im Mobilfunknetz 
führt insofern zu einer Reduktion der 
Anschlusszahlen im Festnetz. Ein 
ähnlicher Effekt konnte auch hinsicht-
lich des Einflusses der Größe des 
Mobilfunknetzes auf die Zahl der 
Festnetzab- bzw. -anmeldungen beo-
bachtet werde. Eine Erhöhung der 
Anzahl der Mobilfunkverträge führte 
zu einem Rückgang bei den Fest-
netzanmeldungen und zu einer Erhö-
hung der Zahl der Festnetzabmel-
dungen. 

Ausmaß der Substitution 
entwickelt sich im Zeitablauf 
Sowohl in den gering entwickelten 
Ländern als auch in den Schwellen-
ländern scheinen Festnetz- und Mo-
bilfunkdienste tendenziell in einer 
komplementären, d.h. ergänzenden 
Beziehung zu stehen. Dieser Zu-
sammenhang konnte ebenfalls in den 
früheren Phasen der Mobilfunkent-
wicklung in den Industrieländern beo-
bachtet werden.  

Speziell in den industrialisierten Län-
dern scheinen in jüngerer Zeit jedoch 
die Substitutionseffekte eindeutig ü-
ber die Komplementaritätsbeziehun-
gen zu dominieren. Während die 
Festnetzpenetration sowohl auf An-
schluss- als auch auf Gesprächsebe-
ne an ihre Sättigungsgrenzen stößt – 
Nachfrageimpulse sind primär auf-
grund der wachsenden Bedeutung 
des Internets vorhanden – besitzt die 
Mobilfunktelefonie durchaus noch 
Wachstumspotenzial. Insbesondere 
im Bereich des Gesprächsvolumens 
ist zu erwarten, dass mit sinkenden 
Mobilfunkpreisen sowie der Verbes-
serung der Mobilfunkqualität die 
Festnetztelefonie an Bedeutung ver-
liert. Wie stark potenzielle Substituti-
onseffekte in der Zukunft ausfallen 
werden, hängt jedoch nicht zuletzt 
von der Entwicklung der Preisrelation 
zwischen Festnetz- und Mobilfunkte-
lefonaten ab.  

Der Blick auf die TK-Märkte anderer 
Ländern lässt insofern den Schluss 
zu, dass sich die Substitution dyna-
misch, d.h. im Zeitablauf entwickelt. 
Das Ausmaß der Substitution scheint 
dabei zu einem gewissen Grad von 
der Reife einer Volkswirtschaft bzw. 
seines TK-Marktes abzuhängen.  

Potenzielle Entwicklung der 
Substitutionsbeziehung in 
Deutschland 
Es ist an dieser Stelle zu betonen, 
dass die herangezogenen internatio-
nalen empirischen Studien Deutsch-
land nicht explizit als Untersuchungs-
gegenstand betrachten. Die meisten 
Analysen beziehen sich auf andere 
Industrieländer und lediglich zwei 
Studien berücksichtigen den deut-
schen TK-Markt im Rahmen einer 
Länderquerschnittsbetrachtung. Bei 
der Übertragung der empirischen Er-
gebnisse aus dem Ausland ist inso-
fern große Vorsicht geboten. Die Er-
gebnisse können für Deutschland 
primär nur als Hypothesen angese-
hen werden.  

Vor dem Hintergrund der 
internationalen Studien ist jedoch zu 
vermuten, dass auch in Deutschland 
in Zukunft stärkere Substitutions-
effekte zwischen Festnetz und Mobil-
funk auftreten werden. Dabei wird die 
Gesprächssubstitution einer An-
schlusssubstitution vorausgehen. 
Grundsätzliche Unterschiede in der 
Funktionalität von Festnetz und Mo-
bilfunk lassen jedoch auf absehbare 
Zeit eine vollständige Ablösung der 
Festnetz- durch Mobilfunkdienste 
unrealistisch erscheinen.  

Inwieweit die Substitution in 
Deutschland in Zukunft tatsächlich 
erfolgt, muß Gegenstand vertiefender 
Untersuchungen sein, da die Verall-
gemeinerung und Übertragung von 
internationalen Befunden auf 
Deutschland nur eingeschränkt mög-
lich ist. Aus unserer Sicht besteht da-
her über Ausmaß und Dynamik der 
Substitution zwischen Festnetz und 
Mobilfunk in unserem Land auch in 
Zukunft weiterhin ein bedeutender 
Forschungsbedarf. 

Ansatzpunkte zur vertiefen-
den Beschäftigung mit dem 
Substitutionsphänomen in 
Deutschland 
Das Thema der Festnetz-Mobilfunk-
Substitution wird in Zukunft eine noch 
prominentere Bedeutung erlangen, 
da technischer Fortschritt und eine 
Angleichung der relativen Preise 
sowie mittelfristig auch Ver-
änderungen im Verhalten der Kon-
sumenten zu erwarten sind.  

Um die Facetten der Substitution 
zukünftig angemessen beurteilen zu 
können, sind mehrere Ansätze 
denkbar. Beispielsweise könnten 
Scoring Modelle zur Identifikation von 
Nachfragern mit hohem Substitutions-
potenzial herangezogen oder Szena-
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rien zum zukünftigen Ausmaß der 
Substitution in Deutschland entwickelt 
werden. Ferner könnten qualitative 
und quantitative Analysen der we-
sentlichen Substitutionstreiber und  
-hemmnisse erfolgen. In diesem 
Zusammenhang ist jedoch auf das 
Fehlen einer geeigneten Datenbasis 
hinzuweisen, die periodische Aus-
wertungen des Nachfrageverhaltens 
in Deutschland zulässt. Anders als 
bspw. in Großbritannien gibt es in 
Deutschland zur Zeit keine ange-
messenen Datenquellen die ein 
kontinuierliches Monitoring des 
Nachfrageverhaltens der Konsumen-
ten ermöglichen.  

Sollten sich im Zeitablauf stärkere 
Substitutionseffekte einstellen, so 
wird sich dies auch auf den 
Wettbewerb und die Marktstruktur im 
Bereich der Telekommunikation aus-
wirken. Das Phänomen der 
Substitution impliziert insofern 
betriebswirtschaftlichen und wirt-
schaftspolitischen Handlungsbedarf. 

Martin O. Wengler, Ralf G. Schäfer 

                                                           
1  Schätzung des WIK: Die RegTP weist für 

das Jahr 2002 53,72 Mio. Festnetzkanäle 
aus. 

 
2  Vgl. RegTP, Jahresbericht 2002, Februar 

2003, S. 18 und 25. 
3  Die vollständigen Untersuchungsergebnisse 

der Studie finden sich im WIK Diskussions-
beitrag Nr. 249 (Dezember 2003) 

4  AGIREV Arbeitsgemeinschaft Internet Re-
search e. V. (2002): Online-Reichweiten-
Monitor I./2002 – Planungsdaten für die On-
line-Welt, März 2002. 

5  Die angegebenen Elastizitäten sind immer 
als prozentuale Veränderung der abhängi-
gen Variable zu interpretieren, die sich auf-
grund einer einprozentigen Änderung der 
unabhängigen Variable einstellt. Eine Preis-
elastizität von -0,1 bedeutet somit, dass ei-
ne Preiszunahme um 1% ceteris paribus zu 
einer Reduzierung der Nachfrage um 0,1% 
führt.  

Telekommunikationswettbewerb in Deutschland 
aus der Nachfragerperspektive 

Mit der vollständigen Liberalisierung 
des Telekommunikationsmarktes in 
Deutschland haben sich sowohl für 
private als auch für geschäftliche 
Nachfrager im Festnetz vielfältige Al-
ternativen zum Diensteangebot des 
Ex-Monopolisten ergeben. Insgesamt 
sind derzeit etwa 250 Unternehmen 
als Anbieter von Anschlüssen bzw. 
Verbindungen im Markt aktiv1.  

Der wirtschaftliche Erfolg der einzel-
nen Anbieter hängt u.a. davon ab, ob 
eine ausreichende Anzahl von Nach-
fragern erreicht wird. Das bedeutet 
insbesondere, dass den Nachfragern 
die Möglichkeiten und Vorteile des 
TK-Wettbewerbs bewusst sind, und 
dass sie in einem maßgeblichen Um-
fang auch davon Gebrauch machen. 
Inwieweit diese Voraussetzungen in 
Deutschland mehr als fünf Jahre nach 
der Marktliberalisierung gegeben 
sind, kann mit dem bisher öffentlich 
verfügbaren Datenmaterial nicht hin-
reichend analysiert werden. Im Rah-
men einer WIK-Studie wurde daher 
der Stand des Wettbewerbs im deut-
schen Festnetz-Sprachtelefoniemarkt 
aus Sicht der Nachfrager untersucht2. 

Im Folgenden werden wesentliche 
Ergebnisse dieser empirischen Studie 
dargestellt. Basis der Untersuchung 
bildet eine repräsentative Marktfor-
schungserhebung mit insgesamt 
mehr als 3.700 Befragten. Die Stich-
probe setzte sich aus zwei voneinan-
der unabhängigen Teilstichproben bei 
Haushalten und bei Unternehmen in 
Deutschland zusammen. Durchge-
führt wurden die Interviews im 1. 
Halbjahr 2003 vom Marktforschungs-
unternehmen Roland Berger Market 
Research. Im Rahmen der Befragung 
wurden insbesondere die Themenge-
biete Sozioökonomie, TK-spezifi-

sches Produkt-/Diensteportfolio sowie 
Struktur und Determinanten der 
Wettbewerbsnutzung adressiert. Die 
umfangreichen Daten wurden im WIK 
mit anerkannten Methoden der multi-
variaten Statistik (z.B. Faktorenanaly-
se, Clusteranalyse, Kontingenzanaly-
se) im Hinblick auf den oben aufge-
zeigten Informationsbedarf ausgewer-
tet. Dabei wurden zum einen Zu-
sammenhänge zwischen dem Verhal-
ten der Nachfrager (z.B. der Nutzung 
von Wettbewerbsprodukten) und Un-
tersuchungsmerkmalen (z.B. Ein-
kommen oder Umfang der genutzten 
TK-Produkte) aufgedeckt. Zum ande-
ren konnten mit den Analyseverfah-
ren Nachfrager identifiziert werden, 
die sich in ihrer Marktwahrnehmung 
und ihrem Verhalten ähneln.  

Wettbewerb im deutschen 
Festnetz-TK-Markt:  
Fast allen bekannt, nur von 
Wenigen genutzt 
Den meisten Haushalten und Unter-
nehmen in Deutschland ist mindes-
tens eine der drei Wechselmöglich-
keiten Anschlussportierung, Preselec-
tion und Call-by-Call bekannt. Nur et-
wa einer von 10 Haushalten bzw. ei-
nes von 20 Unternehmen kennt keine 
der Alternativen (vgl. Abbildung 1). In 
der Wahrnehmung der Verbraucher 
ist damit der Wettbewerb im TK-Markt 
über alle drei Wechselmöglichkeiten 
hinweg weitestgehend bewusst. 

Die deutliche Mehrheit der Haushalte 
und Unternehmen in Deutschland 
nutzt trotz der hohen Bekanntheits-

Abbildung 1: Grundsätzliche Bekanntheit und Nutzung von Wechselmög-
lichkeiten im Festnetz 
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grade derzeit jedoch keine der drei 
Wettbewerbsmöglichkeiten im Fest-
netz. Die durch die Bekanntheit der 
Wechselmöglichkeiten determinierten 
Nachfragepotenziale werden somit 
nur teilweise ausgeschöpft. Lediglich 
vier von 10 Haushalten bzw. drei von 
10 Unternehmen nehmen Festnetz-
dienste alternativer Telefonanbieter 
tatsächlich in Anspruch. 

Nutzung alternativer Anbie-
ter im Festnetz hauptsäch-
lich im Rahmen des Call-by-
Call-Verfahrens 
Call-by-Call ist fast flächendeckend in 
Deutschland bekannt. Das Verfahren 
erreicht mit Werten von über 80% bei 
Haushalten bzw. über 90% bei Unter-
nehmen sehr hohe Bekanntheitsgra-
de. Anschlussportierung und Prese-
lection, d.h. die Wettbewerbsalterna-
tiven mit vertraglicher Bindung, erfah-
ren dagegen eine deutlich geringere 
Aufmerksamkeit im Markt. Diese Al-
ternativen sind jeweils noch bei fast 
jedem zweiten Haushalt bzw. jedem 
dritten Unternehmen unbekannt. 

Auch bei der Nutzung der Wechsel-
möglichkeiten erreicht Call-by-Call in 
Deutschland die größten Anteile der 
drei Alternativen (vgl. Abbildung 2). 
Bei Haushalten wird das Verfahren 
von weniger als einem Drittel tatsäch-
lich genutzt, bei Unternehmen sogar 
nur von einem Sechstel. Hinsichtlich 
der Nutzungsanteile der beiden ande-
ren Alternativen unterscheiden sich 
die zwei Nachfragergruppen kaum. 
Preselection wird jeweils bei etwa je-
dem achten Haushalt bzw. Unter-
nehmen genutzt, Anschlussportierung 
nur bei ungefähr einem von 15 Haus-
halten bzw. Unternehmen. 

Die Nachhaltigkeit des Wettbewerbs 
mit Blick auf den hoch erscheinenden 
Call-by-Call-Nutzungsanteil bei 
Haushalten wird durch die dahinter 
liegenden Nutzungsintensitäten rela-
tiviert. Fast die Hälfte der Haushalte 
in Deutschland, die überhaupt Call-
by-Call nutzen, tut dies lediglich se-
lektiv bei bestimmten Telefongesprä-
chen. Nur etwas mehr als die Hälfte 
der Call-by-Call-Anwender kann da-
gegen als Vielnutzer bezeichnet wer-
den, die das Verfahren bei fast jedem 
Telefongespräch, das über das Orts-
netz hinausgeht, einsetzt. Insgesamt 
zählen somit etwa 15% der deut-
schen Haushalte zu den Call-by-Call-
Vielnutzern. 

Alle drei Wettbewerbsmöglichkeiten 
erreichen bei Haushalten und Unter-
nehmen, die sich durch eine intensive 
TK-Nutzung auszeichnen, überdurch-
schnittliche Bekanntheitsgrade und 
Nutzungsanteile. Das bedeutet insbe-
sondere, dass mit zunehmender Hö-
he der monatlichen TK-Ausgaben die 
Anteile der Haushalte und Unterneh-
men, die die einzelnen Verfahren 
kennen bzw. nutzen, tendenziell 
wachsen. Ebenso lässt sich feststel-
len, dass bei Vorhandensein von Mo-
bilfunkanschlüssen oder Internetzu-
gängen die entsprechenden Anteile 
deutlich über dem Durchschnittsni-
veau liegen. 

Nachfrager ohne Erfahrun-
gen mit Wettbewerbern zei-
gen zu großen Teilen keine 
Bereitschaft zur Nutzung al-
ternativer Telefonanbieter 
Über 45% aller Haushalte bzw. mehr 
als 36% aller Unternehmen in 
Deutschland sind unter Wettbe-
werbsaspekten nur schwer erreich-
bar. Diese Nachfrager kennen die 
Wechselmöglichkeiten überhaupt 
nicht oder sie haben noch nie eine 
Nutzung alternativer TK-Anbieter im 
Festnetz in Betracht gezogen haben. 
Der Wettbewerb im deutschen TK-
Markt ist an diesen Haushalten und 
Unternehmen bisher eher wirkungslos 
vorbei gegangen. 

Nur ein kleiner Teil derjenigen Nach-
frager, die Festnetzalternativen ken-
nen und nicht nutzen, hat schon ein-
mal mit dem Gedanken eines Anbie-
terwechsels gespielt, ihn aber nicht 
umgesetzt. Möglichen Vorzügen einer 
Nutzung von Wettbewerbern stehen 
in der Wahrnehmung dieser wechse-
laffinen Nachfrager die Wechsel-
schwellen Bequemlichkeit, Zufrieden-
heit und Unsicherheit entgegen. 

Vorteile alternativer Telefon-
anbieter in Deutschland aus 
Nachfragersicht primär im 
preislichen Bereich 
Die Motive zur tatsächlichen Nutzung 
weisen bei allen drei Wechselmög-
lichkeiten eine starke Dominanz eines 
einzigen Arguments auf. Die Auswahl 
alternativer Anbieter erfolgt sowohl 
bei Haushalten als auch bei Unter-
nehmen jeweils hauptsächlich vor 
dem Hintergrund erwarteter Kosten-
einsparungen.  

Qualitäts- und Serviceaspekte spielen 
nur eine untergeordnete Rolle bei der 
Entscheidung zur Nutzung alternati-
ver TK-Anbieter. Solche Argumente 
tauchen in bedeutsamem Umfang al-
lenfalls im Bereich der Unternehmen 
und zwar im Fall von Anschlussportie-
rung oder Preselection auf. Dort sind 
bei etwa einem Drittel der Unterneh-
men eher produktunabhängige 
Customer Care-Aspekte in die Ent-
scheidung zum Anbieterwechsel ein-
geflossen. 

Insgesamt gesehen werden Wettbe-
werbsvorteile alternativer TK-Anbieter 
im deutschen Markt für Festnetz-
Sprachtelefonie in erster Linie durch 
Tarifstrukturen und –niveaus be-
stimmt. Aus der Nachfrageperspekti-
ve heraus ist damit ein dauerhafter 
Wettbewerb unter der Annahme auch 
bei der DTAG weiter sinkender Preise 
noch nicht notwendig sichergestellt. 

Abbildung 2: Nutzung der einzelnen Wechselmöglichkeiten im Festnetz
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Eher schwache Unterschie-
de in der Ausbreitung des 
Telekommunikationswett-
bewerbs zwischen Haushal-
ten und Unternehmen in 
Deutschland 
Bekanntheit und Nutzung der drei 
Wechselmöglichkeiten im Festnetz 
liegen im privaten und im geschäftli-
chen Bereich nicht in völlig verschie-
denen Größenordnungen sondern 
tendenziell auf vergleichbaren Ni-
veaus. Die Bekanntheitsgrade sind 
bei Unternehmen leicht höher ausge-
prägt als bei Haushalten, d.h. der TK-
Wettbewerb hat dort offenbar eine 
etwas größere Aufmerksamkeit erfah-
ren.  

In der Nutzung alternativer Anbieter 
sind demgegenüber die Unterschiede 
zwischen beiden Gruppen abgesehen 
von Call-by-Call eher bedeutungslos. 
Unternehmen nutzen Call-by-Call re-
striktiver als Haushalte, was nach un-
serer Einschätzung durch die 
schlechteren unternehmensinternen 
Steuerungs- und Kontrollmöglichkei-
ten bei der Verwendung des Verfah-
rens durch die Beschäftigten begrün-
det ist. 

Unterschiede im TK-Verhalten zwi-
schen beiden Nachfragergruppen fin-
den sich somit weniger in der Wahr-
nehmung und Inanspruchnahme der 
Wettbewerbsmöglichkeiten. Haushal-
te und Unternehmen heben sich viel-
mehr im Umfang ihrer TK-Ausstattung 
und im (insbesondere finanziellen) 
Ausmaß ihrer TK-Nutzung voneinan-
der ab. Diese Verschiedenartigkeit 
beruht auf charakteristischen Bedürf-
nisstrukturen von Haushalten und Un-
ternehmen. 

Wettbewerb im Festnetz-
markt findet auf der Nach-
fragerseite seinen Ausdruck 
in vier Segmenten mit unter-
schiedlicher Wettbewerbs-
orientierung und spezifi-
schen Profilen 
Zusammenfassend wird deutlich, 
dass Haushalte und Unternehmen in 
Deutschland auf Basis  

• ihrer Kenntnis von Wechselmög-
lichkeiten im Festnetz, 

• ihrer Nutzung von Wechselmög-
lichkeiten und 

• ihrer Wechselaffinität  

vier disjunkte Segmente bilden, die 
jeweils in einer unterschiedlichen Be-
ziehung zum Wettbewerb stehen (vgl. 
Abbildung 3).  

Das erste Segment („Nutzer“) kennt 
die Wettbewerbsmöglichkeiten im 
Festnetz und macht tatsächlich 
Gebrauch davon. Dieses Segment 
steht für die Erfolge der Wettbewer-
ber im deutschen TK-Markt. 

Im zweiten Segment („Wechselaffi-
ne“) sind die Wettbewerbsmöglichkei-
ten ebenfalls bekannt, sie werden 
dort derzeit jedoch nicht genutzt. Die 
Nachfrager zeichnen sich aufgrund 
ihrer Einschätzungen allerdings als 
wechselaffin aus und stellen somit ein 
direkt erschließbares Potenzial für 
TK-Anbieter dar. Das Segment um-
fasst etwa ein Achtel der Haushalte 
und ein Drittel der Unternehmen in 
Deutschland. 

Das dritte Segment („Nicht-
Wechselaffine“) ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Nachfrager die 
Wettbewerbsmöglichkeiten kennen, 
jedoch nicht nutzen und auch keine 
wechselaffinen Anzeichen aufweisen. 
Jeweils etwa ein Drittel der Haushalte 
bzw. der Unternehmen in Deutsch-
land entfallen auf dieses Segment. Es 
ist nur schwierig für Marketingmaß-
nahmen der TK-Anbieter erreichbar. 

Die Nachfrager im vierten Segment 
(„Unwissende“) kennen keine der 
Wettbewerbsmöglichkeiten im Fest-
netz. In diesem Segment befindet 
sich etwa jeder achte Haushalte bzw. 
jedes zwanzigste Unternehmen in 
Deutschland. Die Erreichbarkeit ist für 
TK-Anbieter wie bei Segment drei 
ebenfalls mit hohem Aufwand ver-
bunden.  

Wettbewerb bei Mobilfunk-
netzen und Onlineprovidern 
unter Nachfrageaspekten 
anders strukturiert als bei 
Festnetz-Sprachtelefonie  

Bei einem Vergleich des Wechselver-
haltens der Nachfrager im Festnetz-
markt mit dem Entscheidungsverhal-
ten zur Auswahl von Mobilfunknetz-
betreibern und Online-Providern zei-
gen sich deutliche Unterschiede. Die 
Anteile der Nachfrager, die anstelle 
des DTAG-Konzerns alternative An-
bieter in Anspruch nehmen, liegen in 
den Bereichen Mobilfunk und Internet 
z.T. deutlich höher. Auch hinsichtlich 
der Motive für die Auswahl der jewei-
ligen Anbieter stellen sich die drei 
Produktsparten unterschiedlich dar. 
Gemeinsam ist ihnen zwar, dass der 
Hauptgrund jeweils in der erwarteten 
Kosteneinsparung liegt. Allerdings hat 
dieses Argument bei Mobilfunk und 
Internet nicht die extrem dominieren-
de Bedeutung wie im Festnetzmarkt. 
In diesen beiden Bereichen wird die 
erwartete Kosteneinsparung seltener 
als Grund für die Auswahl eines An-
bieters genannt. Außerdem spielen 
weitere Aspekte, insbesondere mit 
Blick auf Social Community-Effekte 
und Qualitätsmerkmale, aus Sicht der 
Nachfrager eine ebenfalls bedeutsa-
me Rolle bei der Anbieterauswahl.  

Zusammenfassend läst sich somit 
feststellen, dass Haushalte und Un-
ternehmen in Deutschland über die 
grundsätzlichen Möglichkeiten des 
Wettbewerbs im Markt für Festnetz-
Sprachtelefonie sehr gut informiert 
sind. Die Inanspruchnahme alternati-
ver TK-Anbieter weist demgegenüber 
ein eher niedriges Niveau auf. Sie 

Abbildung 3: Segmentierung der Nachfrager nach der Art ihrer Wettbe-
werbsorientierung 
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wird strukturell in erster Linie durch 
die Call-by-Call-Nutzung geprägt. 
Außerdem haben bedeutende Teile 
privater wie geschäftlicher Nachfrager 
bisher noch keine Ambitionen mit 
Blick auf die Wettbewerbsnutzung 

gezeigt. Dominierender Grund bei der 
Entscheidung für eine der drei Alter-
nativen im Festnetz ist in allen Fällen 
die erwartete Kosteineinsparung. 

Ralf G. Schäfer 

 
1 Vgl. RegTP, Jahresbericht 2002, Februar 

2003, S. 15 
2  Die vollständigen Untersuchungsergebnisse 

der Studie finden sich im WIK Diskussions-
beitrag Nr. 250 (Dezember 2003) 

Postmärkte und Postgesetzgebung in den EU-
Beitrittskandidaten 

Im Auftrag der Europäischen Kom-
mission hat wik-Consult in der ersten 
Jahreshälfte 2003 eine umfangreiche 
Übersicht der Postmärkte in den EU-
Beitrittskandidaten erstellt (Originalti-
tel: „Survey on some main aspects of 
postal networks in EU adhesion can-
didate countries“). Im Mittelpunkt der 
Studie stand die Erhebung wesentli-
cher Daten und Kennzahlen zur Ent-
wicklung der Postmärkte. Einen wei-
teren Schwerpunkt bildete die Analy-
se der Postgesetzgebung und der 
Regulierungsrahmen in den Beitritts-
staaten und –kandidaten vor dem 
Hintergrund der Europäischen Post-
richtlinien (97/67/EG und 
2002/39/EG). Infolge der für viele un-
erwarteten Entscheidung des Kopen-
hagener EU-Gipfels im Herbst 2002 
über den raschen Beitritt von 10 Kan-
didatenstaaten gewann die wik-
Consult-Studie eine ganz besondere 
Bedeutung - sowohl für die Europäi-
sche Kommission als auch für die 
Postunternehmen, Regulierungsbe-
hörden und Ministerien in den Bei-
trittsstaaten selbst. Im Einzelnen wur-
den die Postmärkte in folgenden 
Staaten untersucht: 

• in den 10 Beitrittsstaaten (EU-
Beitritt am 1. Mai 2004): Estland 
(EE), Lettland (LV), Litauen 
(LT), Malta (MT), Polen (PL), die 
Slowakei (SK), Slowenien (SI), 
die Tschechische Republik (CZ), 
Ungarn (HU), und Zypern (CY); 
sowie 

• in den 3 Beitrittskandidaten 
(Verhandlungen über späteren 
Beitritt): Bulgarien (BG), Rumä-
nien (RO) und die Türkei (TR). 

Im Rahmen der Studie wurden von 
wik-Consult Fragebögen für sämtliche 
Universaldienstleister (ehemalige 
Postverwaltungen) und private Post-
unternehmen sowie die zuständigen 
Regulierungsbehörden und Ministe-
rien erstellt, verteilt und deren Resul-
tate ausgewertet. Zur Vertiefung der 
Ergebnisse wurden persönliche Ge-
spräche vor Ort mit beteiligten Partei-
en aus den 10 Beitrittsstaaten ge-
führt.  

Beitrittskandidaten im euro-
päischen Postmarkt 
Im Zuge der kommenden EU-
Erweiterung im Mai 2004 gewinnt die 
Europäische Union knapp 75 Millio-
nen neue Einwohner hinzu (+19,8%). 
Die Fläche des Binnenmarktes ver-
größert sich um rund 23%. Das Brut-
tosozialprodukt der 10 Beitrittsstaaten 
hingegen betrug 2001 nur ca. 5% der 
EU; dies zeigt die deutlichen Unter-
schiede in der wirtschaftlichen Ent-
wicklung zwischen den bestehenden 
und zukünftigen EU-Mitgliedstaaten. 
Einen noch deutlicheren Unterschied 
zeigt ein Vergleich der Postmarkt-
Volumen: Während in der EU im Jahr 
2000 nach Schätzungen der Kom-
mission ca. € 85 Mrd. mit Postdienst-
leistungen (Briefe, Pakete, Kurier- 
und Expressdienste) umgesetzt wur-
den, schätzt wik-Consult die Post-
Umsätze in den 10 Beitrittskandidaten 
für das Jahr 2002 auf ca. € 2,5 Mrd. 
Innerhalb der Beitrittsstaaten ist Po-
len mit ca. € 1,3 Mrd. der bei weitem 
bedeutendste Postmarkt, gefolgt von 
der Tschechischen Republik (€ 0,43 
Mrd.) und Ungarn (€ 0,38 Mrd.). Ab-
bildung 1 illustriert die geschätzten 
Postmarkt-Volumen für die einzelnen 
Beitrittsstaaten und -kandidaten. 

Postreform 
Wie in den meisten Mitgliedsländern 
der EU ist in den Beitrittsstaaten und  
-kandidaten ein deutlicher Trend zur 
Öffnung der Postmärkte für den 
Wettbewerb sowie zur Privatisierung 
und stärkerer kommerzieller Ausrich-
tung der ehemaligen Postverwaltun-
gen erkennbar. Jedoch sind diese 
Postreformen insgesamt weniger 
fortgeschritten als in vielen EU-
Mitgliedstaaten, so dass die Regie-
rungen in der Mehrzahl der Beitritts-
länder weiterhin einen erheblichen 
Einfluss auf die Universaldienstleister 
nehmen. Als Vorreiter in Sachen 
Postreform sind Slowenien und die 
Tschechische Republik hervorzuhe-
ben. Dort sind die Postunternehmen 
seit 1993 (CZ), bzw. 1992 (SI) orga-
nisatorisch strikt von Verwaltung und 
Telekom-Altsassen getrennt und be-
sitzen eine hohe unternehmerische 
Eigenständigkeit. Eine weitergehende 
Privatisierung (Verkauf staatlichen 
Eigentums am Universaldienstleister) 
war bislang nur in Malta zu beobach-
ten, wo ein Tochterunternehmen der 
neuseeländischen Post im vergange-
nen Jahr 35% der Anteile an Malta-
post erwarb. 

Abbildung 1: Geschätztes Postmarkt-Volumen, 2002 
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Die enge Verquickung von Politik und 
Postbetrieb (bzw. Postunternehmen) 
in vielen Beitrittsstaaten äußert sich 
auch darin, dass eine getrennte 
Rechnungslegung – wie von den eu-
ropäischen Postrichtlinien gefordert – 
noch nicht überall umgesetzt werden 
konnte. Zudem erhielten einige Uni-
versaldienstleister der Region in den 
letzten Jahren zum Teil erhebliche 
staatliche Beihilfen. 

Entwicklung der Brief- und 
Paketmärkte 
Die Pro-Kopf-Sendungsmenge ist ei-
ne aussagekräftige Kennzahl für den 
Entwicklungsstand von Briefmärkten. 
Tabelle 1 bildet für die 13 Beitritts-
staaten und -kandidaten die Anzahl 
inländischer Briefe pro Kopf ab (Ab-
kürzung "LP" in Tabellen und Abbil-
dungen steht für "letter post", Brief-
post). Die Zahlen machen deutlich, 
dass nur vier Länder mit mehr als 80 
Inlandsbriefen pro Kopf ein Niveau 
erreichen, das vergleichbar zum „un-
teren Rand“ der heutigen EU-
Mitglieder ist. Der Entwicklungsstand 
der Brief- und Paketmengen1 im Ver-
gleich zu einem „EU-Low-Index“ ist in 
Abbildung 2 dargestellt. Dieser Index 
wurde von wik-Consult entwickelt, um 
den Entwicklungsstand der Beitritts-
staaten relativ zu den am wenigsten 
entwickelten Postmärkten der EU zu 
messen; 100 Punkte entsprechen der 
durchschnittlichen Brief- bzw. Paket-
menge in Griechenland, Irland und I-
talien. Um den direkten Vergleich zu 
ermöglichen, sind außerdem die Wer-

te für einige EU-Mitglieder darge-
stellt.2 
In Anbetracht der unterschiedlichen 
allgemeinen wirtschaftlichen Entwick-
lung erscheinen reine Sendungs-
mengenvergleiche nur bedingt geeig-
net, um die Entwicklung der Post-
märkte in den Beitrittsstaaten zu be-
schreiben – in absoluten Werten ist 
ein schlechtes Abschneiden im Ver-
gleich zu Deutschland, Frankreich 
oder den Niederlanden wenig ver-
wunderlich. Daher stellt Abbildung 3 
einen Index vor, der den Entwick-
lungsstand der Postmärkte um diese 

„ungleichen Ausgangssituationen“ be-
reinigt. Die Werte geben die Anzahl 
von Brief- und Paketsendungen rela-
tiv zum Bruttosozialprodukt (je Euro 
BSP) wieder; auch hier entsprechen 
100 Punkte dem Durchschnitt von 
Griechenland, Irland und Italien. Dem 
Index liegt die Annahme zugrunde, 
dass Postdienste im Wesentlichen 
von Unternehmen genutzt werden – 
also komplementär zur wirtschaftli-
chen Aktivität sind – und dass die 
Sendungsmenge daher stark mit dem 
BSP korreliert.3 Dieser Vergleich 
macht deutlich, dass die Postmärkte 
der meisten Beitrittsstaaten einen EU-
Vergleich nicht scheuen müssen, 
wenn die Unterschiede im Sozialpro-
dukt berücksichtigt werden. 

Während Postunternehmen in vielen 
Industrienationen in den letzten Jah-
ren stagnierende oder gar rückläufige 
Sendungsmengen hinnehmen muss-
ten oder Einbußen in den kommen-
den Jahren befürchten, verzeichneten 
die Beitrittsstaaten und –kandidaten 
stark steigende Volumina mit durch-
schnittlichen jährlichen Zuwachsraten 
von bis zu 17%. Dieses Wachstum ist 
im Wesentlichen im relativ geringen 
Ausgangsniveau sowie einem daraus 
resultierenden Aufholeffekt begrün-
det. Eine genaue Quantifizierung der 
Wachstumsraten erwies sich im 
Rahmen der Studie als äußerst 
schwierig, da die angewandten Me-
thoden zur Sendungsmengenschät-
zung vielerorts noch nicht ausgereift 
sind. Diese Verfahren wurden in den 
vergangenen Jahren häufig umge-
stellt, so dass die Zahlen in einigen 
Fällen jährliche Schwankungen um 
bis zu 30% ausweisen, die in Wirk-
lichkeit aus veränderten Schätzme-
thoden resultieren.  

Tabelle 1: Briefsendungen pro Kopf (nur Inlandspost) 

Country 
Domestic LP 

per cap 
2001 

Domestic LP 
per cap 

2002 

Bulgaria BG 7.8  8.9  
Cyprus CY 76.1 74.1  
Czech Rep. CZ 67.8 - 
Estonia EE 44.3 50.0  
Hungary HU 83.4 87.2  
Lithuania LT 14.9 17.0  
Latvia LV 12.3 - 
Malta MT 121.4 - 
Poland PL 45.7 42.9  
Romania RO 10.2 11.2  
Slovenia SI 185.1 187.2  
Slovakia SK 96.0 - 
Turkey TR 11.8 13.2  

Quelle: WIK-Consult. 

Abbildung 2: Brief- und Paketsendungen pro Kopf, 2001 (Index)
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Beschäftigung und Produk-
tivität 
Wie auch in anderen Ländern haben 
die Universaldienstleister der Bei-
trittsstaaten besondere Bedeutung für 
die nationalen Arbeitsmärkte. Sie sind 
häufig die größten Arbeitgeber, so 
etwa die polnische Post mit knapp 
100.000 Beschäftigten oder die unga-
rische Magyar Posta mit über 40.000 
Arbeitnehmern (in Vollzeit-
Äquivalenten). Seit 1998 sind in den 
meisten Beitrittsstaaten und –
kandidaten leichte Beschäftigungs-
rückgänge zu verzeichnen (bis zu 2% 
jährlich). Die Bemühungen der Post-
unternehmen um stärkere Automati-
sierung und Prozessoptimierung hat-
ten jedoch bisher keine massiven Be-
schäftigungseffekte zur Folge. Ein 
Grund dafür ist im stetigen Umsatz-
wachstum der Unternehmen zu se-
hen, das die negative Beschäfti-
gungswirkung der Produktivitätsge-
winne kompensiert hat. 

Sowohl infolge zunehmenden Kos-
tendrucks als auch zum Zwecke der 
Qualitätssteigerung stand (und steht) 
die Optimierung der Transportnetze 
im Mittelpunkt der Geschäftspolitik 
der Postunternehmen der Beitritts-
staaten. So plant etwa die polnische 
Post, die Anzahl ihrer Sortierzentren 
mittelfristig von derzeit über 60 auf 
zehn zu reduzieren. Ebenso will Ma-
gyar Posta die Anzahl ihrer „Trans-
port-Hubs“ von derzeit 58 auf circa 20 
absenken. Dies soll das Potential für 
eine stärkere Automatisierung schaf-

fen; denn bis heute spielt die maschi-
nelle Sortierung in der Mehrzahl die-
ser Staaten noch eine untergeordnete 
Rolle. Der slowenische und der 
tschechische Universaldienstleister, 
Pošta Slovenije und Česká Pošta, 
sind in ihren Modernisierungsbemü-
hungen dabei deutlich weiter voran-
geschritten als andere Unternehmen 
in Mittel-Ost-Europa. 

Marktöffnung und Wettbe-
werb 
Aus dem Bestreben heraus, die EU-
Richtlinien zu erfüllen, aber in vielen 
Fällen gegen erheblichen politischen 
Widerstand ist das Postmonopol in al-
len Beitrittsstaaten und -kandidaten 
(mit Ausnahme der Türkei und Lett-
lands)4 deutlich eingeschränkt wor-
den. Da der Beitrittsvertrag keine Ü-
bergangsfristen für die neuen EU-
Mitglieder vorsieht, gelten dort ab Mai 
2004 die selben Vorgaben wie in der 
EU heute (d.h. eine Gewichtsgrenze 
von maximal 100g und das 3-fache 
Standardporto als Preisgrenze) – nur 
die polnische Regierung hat eine 
zweijährige Übergangsfrist erwirkt, 
während dessen der reservierte Be-
reich Sendungen bis zu 350g umfas-
sen darf. Wie in Tabelle 2 ersichtlich, 
sind diese Bestimmungen bis zum 
Sommer 2003 jedoch erst in zwei Bei-
trittskandidaten umgesetzt worden: in 
Estland und Slowenien.  

Neben formalen Monopolbereichen 
sind in einigen der Beitrittsstaaten 

und -kandidaten Bestrebungen er-
kennbar, den Zutritt von Wettbewer-
bern in den Universaldienstbereich 
durch eine entsprechende Gestaltung 
der Lizenzbedingungen zu behindern. 
In einigen Ländern, so etwa in Est-
land oder Ungarn, erfordern die Li-
zenzbedingungen, dass Unterneh-
men, die Briefdienste bereitstellen 
wollen, dies flächendeckend und 

Abbildung 3: Brief- und Paketsendungen pro Euro BSP, 2001 (Index)
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Tabelle 2: Reservierter Bereich und "faktische Exklusivlizenzen"
(Stand: Juli 2003) 

Country Corresponding  
Weight Limit 

Corresponding  
Price Limit 

Sole USO  
License 

Bulgaria BG 350 g 5x stamp Yes 

Cyprus CY 350 g 5x stamp Yes 

Czech Rep. CZ 350 g EUR 0.88 (natl) /  
EUR 1.47(intl) No 

Estonia EE 0 g 0x stamp Yes 

Hungary HU 350 g 5x stamp Yes 

Lithuania LT 350 g 5x postage No 

Latvia LV No limit Reg. pending No 

Malta MT 350 g 5x stamp Yes 

Poland PL nd nd nd 

Romania RO 350 g 5x stamp No 

Slovenia SI 100 g 3x stamp No 

Slovakia SK 350 g 5x stamp No 

Turkey TR No limit No limit No 

Quelle: WIK-Consult. 
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auch in ländlichen Regionen tun 
müssen.5 Die Spalte „Sole USO Li-
cense“ erfasst diesen Tatbestand. Im 
Falle von Lizenzbedingungen, die ei-
nen Markteintritt weiterer Postunter-
nehmen äußerst unwahrscheinlich 
machen, wird von einer einzigen USO 
Lizenz ausgegangen, die an die je-
weiligen ehemaligen Postverwaltun-
gen gegeben wird. Durch die nicht zu 
erwartende Vergabe weiterer Lizen-
zen läuft dies faktisch auf eine Exklu-
sivlizenz hinaus6. 

Regulierungsbehörden 
Innerhalb der Europäischen Union 
wurde die Einrichtung unabhängiger 
Regulierungsbehörden mit der Richt-
linie von 1997 für alle Mitgliedstaaten 
verpflichtend – für die Beitrittsstaaten 
gilt diese Verpflichtung mit Beginn ih-
rer Mitgliedschaft im Mai 2004. Im 
Vergleich zur teils schleppenden Um-
setzung dieser Verpflichtung in den 
bestehenden Mitgliedsstaaten, wur-
den in den Beitrittsstaaten und –
kandidaten relativ rasch Behörden zur 
sektorspezifischen Regulierung ge-
schaffen. Viele dieser Behörden sind 
jedoch noch im Aufbau begriffen: In 
drei der zehn Beitrittsstaaten wurde 
den Behörden erst 2003 die Verant-
wortung für die Regulierung der 
Postmärkte übertragen; fünf Regulie-
rungsbehörden wurden 2002 oder 
2001 geschaffen; und nur die ungari-
sche Regulierungsbehörde HIF be-
steht schon länger als 10 Jahre.7 Mit 
dem Beitritt 2004 wird die Europäi-
sche Kommission eine Entscheidung 
zur Frage der Unabhängigkeit dieser 
Behörden fällen müssen. Dabei könn-
te es sich u.a. als problematisch er-
weisen, dass einigen Behörden deut-
lich geringere Aufgabenbereiche zu-
gewiesen wurden als in vielen EU-
Mitgliedsstaaten. So sind etwa die 
Post-Regulierungsbehörden in Litau-
en, Polen und Ungarn nicht für die 
Entgeltregulierung verantwortlich. 

Portovergleich 
Das Preisniveau für Postdienste liegt 
in den meisten Beitrittsstaaten und  
-kandidaten deutlich niedriger als in 
der EU, wenn die Porti zu üblichen 
Wechselkursen umgerechnet werden. 
Bei Berücksichtigung der unterschied-
lichen Kaufkraftparitäten ergibt sich 
jedoch ein anderes Bild: So liegen 
hier viele Beitrittsstaaten und  
-kandidaten nahe oder über dem 
deutschen, im internationalen Ver-
gleich eher hohen, Porto für Stan-
dardbriefe (0.55 Euro bzw. PPS). 

In den vergangenen Jahren waren in 
den meisten Beitrittsstaaten steigen-
de Briefpreise zu beobachten; be-

sonders deutlich in Polen. Da eine 
Entgeltregulierung durch unabhängi-
ge Behörden bisher nur in drei Bei-
trittsstaaten durchgeführt wurde (HU, 
SI, SK), ist eine effektive Kontrolle 
dieser Preisentwicklung nicht 
zwangsläufig gewährleistet.  

Postalische Universal-
dienste 
Die Analyse der Qualität postalischer 
Universaldienstleistungen in den Bei-
trittsstaaten und -kandidaten zeichnet 
ein gemischtes Bild: Zuverlässige 
Systeme zur Laufzeitmessung wur-
den in den meisten Ländern noch 
nicht implementiert. Sofern unabhän-

gige Messungen erfolgen, offenbaren 
sie meist, dass D+1-Laufzeiten noch 
eher die Ausnahme als die Regel 
sind. Positive Ausnahmen sind die 
Slowakei und die Tschechische Re-
publik, wo unabhängige Messungen 
D+1-Laufzeiten für mehr als 90% aller 
Sendungen ergeben. 

Mit Hinblick auf die Flächendeckung, 
gemessen über die Filialdichte der 
Universaldienstleister rangieren je-
doch viele Beitrittsstaaten und  
-kandidaten über dem EU-
Durchschnitt. Abbildung 5 stellt die 
Pro-Kopf-Filialdichte (Stationäre Ein-
richtungen je 10.000 Einwohner) für 
die 13 Länder dar. Zum Vergleich 

Abbildung 4: Porto für Standardbriefe, 2003, 20g, EUR und Kaufkraft-
Standards (PPS) 
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Abbildung 5: Filialdichte (Stationäre Einrichtungen je 10.000 Einwohner), 
Dezember 2002 
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zeigt die Abbildung den EU-
Durchschnitt sowie die Werte für je 
ein dicht und ein dünn besiedeltes 
EU-Mitglied (die Niederlande und 
Finnland). 

Im Rahmen dieses Beitrages konnte 
nur ein kleiner Ausschnitt der Infor-
mationen und Ergebnisse der Studie 
wiedergegeben werden. Die ausführ-
liche Fassung wurde im Oktober von 
der Europäischen Kommission in 
zwei Bänden veröffentlicht und ist 
kostenlos unter  
http://europa.eu.int/comm/internal_ma
rket/post/studies_de.htm   
abrufbar. Band 1 enthält vergleichen-

de Ergebnisse für alle untersuchten 
Staaten; Band 2 besteht aus 13 de-
taillierten Länderberichten. 

Alex Dieke 

                                                           
1 Alle Daten geben nur Sendungsmengen der 

Universaldienstleister an; Sendungen priva-
ter Unternehmen bleiben unberücksichtigt. 

2 Großbuchstaben kennzeichnen Beitritts-
staaten und –kandidaten; die Kürzel für EU-
Mitglieder sind klein geschrieben. 

3 Eine starke Korrelation zwischen BSP und 
Sendungsmenge ist in der wissenschaftli-
chen Literatur im wesentlichen unumstritten, 
wenngleich es unterschiedliche Ergebnisse 
bezüglich der Koeffizienten dieses Faktors 
sowie anderer relevanter Faktoren gibt.  

 
4 In Lettland besteht zwar formal ein Monopol 

auf alle Postdienste, in Praxis vergeben Mi-
nisterium und Regulierungsbehörde jedoch 
seit Jahren Lizenzen an private Kurier- und 
Expressanbieter. 

5 In Estland könnten nur landesweite Lizen-
zen vergeben werden; in Ungarn liegt noch 
keine abschließende Fassung der Lizenz-
bedingungen vor. 

6  Die Tabelle gibt nur an, ob derartige restrik-
tive Lizenzbedingungen und damit "fakti-
sche Exklusivlizenzen" mit dem Postgesetz 
vereinbar sind. In den meisten Staaten sind 
die Lizenzbedingungen selbst noch nicht 
implementiert. 

7  Die Tschechische Republik ist in dieser 
Aufzählung ausgelassen, da bisher keine 
unabhängige Regulierungsbehörde einge-
reichtet wurde (Ein Ministerium übernahm 
die Rolle des Regulierers) 

Qualität des Post-Universaldienstes in der EU 
und den Beitrittsländern: Ziele, Entwicklung und 

Messung 
Die Europäische Kommission, DG 
Binnenmarkt hat wik-Consult Ende 
2002 mit der Erstellung einer Studie 
mit dem Titel „Quality of Service Ob-
jectives, Performance and Measure-
ment in Relation to Community Uni-
versal Postal Service“ beauftragt. Die 
Laufzeit des Projekts erstreckte sich 
über die erste Jahreshälfte 2003.  
Die Studie liefert eine länderübergrei-
fende Beschreibung und Analyse von 
Qualitätsaspekten bei der Erbringung 
von nationalen und grenzüber-
schreitenden Post-Universaldienst-
leistungen. Ein Schwerpunkt der Stu-
die befasst sich mit der Frage, ob und 
wie die entsprechenden Vorgaben 
der europäischen Post-Richtlinie in 
den Staaten erfüllt werden. Der Um-
fang der Qualitätsregulierung und die 
Qualitätsentwicklung seit 1998 wer-
den länderübergreifend analysiert 
und verglichen. Im Rahmen einer 
qualitativen Kosten-Nutzen-Analyse 
werden potentielle Veränderungen 
von Qualitätszielen insbesondere mit 
Fokus auf grenzüberschreitende und 
nationale Brieflaufzeiten diskutiert. 
Aufbauend auf den Schlussfolgerun-
gen der vergleichenden und der öko-
nomischen Analyse werden Empfeh-
lungen für den zukünftigen Rahmen 
der nationalen und europäischen 
Qualitätsregulierung abgeleitet. Dabei 
wird der Einfluss des europaweiten 
Liberalisierungsprozesses der Post-
märkte berücksichtigt.  

Diese Studie rückt erstmals die Quali-
tät postalischer Universaldienste in 
den Mittelpunkt einer detaillierten Be-
trachtung und liefert damit eine wert-
volle Grundlage für die zukünftige 
Regulierung der sich im Umbruch be-
findlichen europäischen Postmärkte. 

Die Untersuchung schließt folgende 
Länder ein: 

• 15 EU-Mitgliedsstaaten: Belgien 
(BE), Dänemark (DK), Deutsch-
land (DE), Finnland (SF), Frank-
reich (FR), Griechenland (EL), 
Großbritannien (UK), Irland (IE), 
Italien (IT), Luxemburg (LU), 
Niederlande (NL), Österreich 
(AT), Portugal (PT), Schweden 
(SE) und Spanien (ES); 

• 10 Beitrittsländer, die zum 1. 
Mai 2004 als Mitglieder in der 
EU aufgenommen werden: Est-
land, Lettland, Litauen, Malta, 
Polen, Slowakei, Slowenien, 
Tschechische Republik, Ungarn 
und Zypern sowie 

• Island und Norwegen als Mit-
gliedsstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraumes (EWR). 

Zur Gewinnung der relevanten Infor-
mationen wurden an die Universal-
dienstleister und Regulierungsbehör-
den dieser Länder umfangreiche Fra-
gebögen verteilt. Vertiefende Gesprä-
che fanden mit Vertretern dieser Par-
teien in 7 ausgesuchten Mitglieds-
staaten und 9 Beitrittsländern statt. 
Eine allgemeine Einschätzung der 
Dienstequalität aus Sicht von Kun-
den- und Konsumentenverbänden 
konnte wik-Consult ebenfalls mittels 
Fragebögen gewinnen. Interviews mit 
fachkundigen Postexperten (IPC, 
CEN/TC331, Customers’ Needs 
Taskforce), ein Expert Panel und zwei 
öffentliche Workshops in Brüssel 
schärften den Blick für aktuelle Prob-
leme und zukünftige Anforderungen 
der europäischen Postregulierung. 

Umsetzung der Postrichtli-
nie  
Im Postsektor verlässt sich die Euro-
päische Union bei der Aufrechterhal-
tung und Weiterentwicklung der 
Dienstequalität nicht allein auf die 
Marktkräfte. Ordnungspolitische 
Markteingriffe sollen gewährleisten, 
dass bestehende Qualitätsunter-
schiede zwischen den Mitgliedstaaten 
erodieren und sich ein einheitlicher, 
europäischer Postmarkt herausbildet. 
Um dieses Ziel zu erreichen, trat 
1998 die EU-Richtlinie 97/67/EG 
(Postdirektive) in Kraft. Als Teil der 
Universaldienstverpflichtung setzt die 
Direktive Mindestbedingungen bezüg-
lich der Qualität der bereitgestellten 
Postdienste. Diese Anforderungen 
betreffen im Wesentlichen die Brief-
laufzeiten, die Netzzugangs- und Zu-
stellbedingungen, das Beschwerde-
wesen, die Bereitstellung von Infor-
mationen sowie Veröffentlichungs-
pflichten.  

Die Mitgliedstaaten sollen gewährleis-
ten, dass im Hinblick auf den Univer-
saldienst Qualitätsziele gesetzt und 
veröffentlicht werden. Da die Direktive 
mit Ausnahme des grenzüber-
schreitenden Briefverkehrs entweder 
keine konkreten Qualitätsziele oder 
lediglich Mindestvorgaben setzt, ver-
fügen die Mitgliedsstaaten bei der 
Umsetzung über einen gewissen 
Handlungsspielraum. Vor diesem Hin-
tergrund befasst sich ein Schwer-
punkt der Studie mit der Frage, ob 
und wie die Vorgaben der europäi-
schen Post-Richtlinie in den EU-
Staaten erfüllt werden. 

Die Länderbetrachtung zeigt, dass die 
regulatorischen Vorgaben in den Mit-



 

14 Newsletter Nr. 53, Dezember 2003 

gliedstaaten weitgehend den Anfor-
derungen der Direktive genügen. Al-
lerdings unterscheidet sich der Um-
fang der Qualitätsregulierung zwi-
schen den Ländern deutlich, wie bei-
spielsweise an der Anzahl der Post-
dienste, für die regulatorische Lauf-
zeitziele gesetzt sind, deutlich wird 
(siehe Abbildung 1). Während z.B. 
das schwedische Postunternehmen 
(Posten AB) lediglich eine ver-
gleichsweise moderate Laufzeitvor-
gabe für seine Standardbriefsendun-
gen (1st class) einhalten muss, hat 
die portugiesische Regulierungsbe-
hörde Laufzeitziele für nahezu alle 
Universaldienste gesetzt. Eine solche 
Spannbreite der Regulierungsintensi-
tät findet sich auch für andere Quali-
tätsdimensionen, wie z.B. den Netz-
zugang für Postkunden oder den Ver-
lust von Postsendungen. 

Die Studie betrachtet explizit auch die 
Situation in den Beitrittsstaaten. In 
diesen Ländern entspricht der regula-
torische Rahmen noch nicht vollstän-

dig den Vorgaben der Postdirektive. 
Die Anpassung der nationalen Ge-
setzgebung ist jedoch im Gange, so 
dass hier mittelfristig keine gravieren-
den Inkonsistenzen mehr zu erwarten 
sind.  

Grenzüberschreitende Lauf-
zeitziele 
Die Die Qualitätsverbesserung des 
grenzüberschreitenden Postverkehrs 
ist eines der Hauptanliegen der Direk-
tive. Zu diesem Zweck werden expli-
zite Laufzeitvorgaben für grenzüber-
schreitende Briefsendungen zwischen 
den Mitgliedstaaten: 85% der Sen-
dungen sollen drei Arbeitstage nach 
dem Einlieferungstag (D+3) ausge-

händigt werden, 97% der Briefe in-
nerhalb von fünf Werktagen (D+5). 
Mit Inkrafttreten der Postdirektive En-
de 1997 hat sich die grenzüberschrei-
tende Laufzeit-Performance deutlich 
verbessert (siehe Abbildung 2). 

Die grenzüberschreitenden Laufzeit-
ziele beziehen sich nicht nur auf den 
EU-Durchschnitt, sondern gelten 
auch für jeden Sendungsstrom zwi-
schen den einzelnen Mitgliedslän-
dern. Für ein Sechstel aller Routen 
innerhalb der heutigen Europäischen 
Union ist diese Bedingung nicht er-
füllt. Insbesondere Verbindungen von 
bzw. nach Spanien und Griechenland 
sind davon betroffen. Auch die Sen-
dungsströme von, zu und zwischen 

den Beitrittsländern erfüllen diese An-
forderung der Direktive zum überwie-
genden Teil noch nicht.1 Zudem er-
schweren logistische Probleme und 
geringe Sendungsmengen das Errei-
chen der EU-Vorgaben.  

Hilfreich wäre in diesem Zusammen-
hang ein Beitritt dieser Staaten zum 
REIMS II Abkommen. Neben der 
Postdirektive wird REIMS II als we-
sentlicher Treiber für die signifikanten 
Qualitätsverbesserungen auf den eu-
ropäischen Postmärkten seit Ende 
der neunziger Jahre gesehen. Ent-
sprechend der Vorgabe in der Post-
richtlinie wurde im Rahmen dieses 
Abkommens ein direkter Zusammen-
hang zwischen der Höhe der Endver-
gütungen und der Einhaltung der 
Laufzeitziele implementiert. Da dieses 
Abrechnungssystem die Vergütung 
grenzüberschreitender Postsendun-
gen unmittelbar an die Qualität kop-
pelt, verfügt es über einen wirksamen 
Sanktionsmechanismus bei Nichtein-
haltung der vertraglich vereinbarten 
Laufzeitziele. Bislang gelten diese 
Abrechnungsbedingungen für keines 
der Beitrittsländer, da sie weder dem 
REIMS II Abkommen beigetreten 
sind, noch entsprechende bilaterale 
Abkommen mit den einzelnen Univer-
saldienstleistern abgeschlossen ha-
ben. 

Vor dem Hintergrund der logistischen 
Probleme und der noch unzureichen-
den Messung des grenzüberschrei-
tenden Briefverkehrs im Zusammen-
hang mit den Beitrittsländern sollte 
ihnen eine Übergangsphase einge-
räumt werden. In diesen Ländern 
müssen noch die Bedingungen ge-
schaffen werden, um die zurzeit gel-
tenden Laufzeitziele erfüllen zu kön-

Abbildung 1: Regulatorische Laufzeitziele in den EU-Mitgliedstaaten
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Abbildung 2: Entwicklung der grenzüberschreitenden Brieflaufzeit (D+3)
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nen. Die erforderlichen Anpassungs-
zeiten werden dabei in Abhängigkeit 
des jeweiligen Universaldienstleisters 
von Beitrittsland zu Beitrittsland vari-
ieren. Um darüber länderspezifisch zu 
entscheiden, bedarf es zudem der 
Implementierung eines zuverlässigen 
und ganzheitlichen Meßsystems in 
den Beitrittsländern. 

In Anbetracht der positiven Entwick-
lung in den zurückliegenden Jahren 
erscheint mit Blick auf die derzeitigen 
Mitgliedsstaaten eine Erhöhung der 
Laufzeitziele als Möglichkeit, Anreize 
für weitere Laufzeitverbesserungen 
zu setzen. Dabei sind eine Vielzahl 
von Alternativen denkbar: eine Anhe-
bung des Zielniveaus (z.B. 90% D+3 
und 98% D+5), ein Heraufsetzen der 
Zielgrößen (z.B. auf D+2 und D+4) 
oder eine Kombination aus beiden 
Möglichkeiten (z.B. D+2 für ausge-
suchte Routen, 85% D+3 und 98% 
D+5). Im Rahmen einer qualitativen 
Kosten-Nutzen-Analyse werden diese 
potentiellen Anpassungen der grenz-
überschreitenden Brieflaufzeiten de-
tailliert untersucht. Aufgrund fehlen-
der quantitativer Kosten- und Nach-
fragedaten kann ein abschließendes 
Urteil über die Machbarkeit einzelner 
Zielrevisionen nicht getroffen werden. 
Für die jetzigen Mitgliedstaaten 
scheint aber ein Heraufsetzen aller 
Ziele nur für ausgesuchte bilaterale 
Sendungsströme möglich und sinn-
voll. Demgegenüber wird aufgrund 
der hohen Bedeutung, die der Zuver-
lässigkeit grenzüberschreitender 
Briefdienste zukommt, eine allgemei-
ne Anhebung des D+5 Zielniveaus 
auf 99% empfohlen. 

Nationale Laufzeitziele 
Für inländische Sendungen enthält 
die Direktive keine expliziten Lauf-
zeitziele. Allerdings müssen die nati-
onalen Vorgaben so ausgestaltet 
sein, dass sie nicht im Widerspruch 
zu den grenzüberschreitenden Lauf-
zeitzielen der Post-Direktive stehen. 
In fast allen Ländern ist festgelegt, 
dass ein bestimmter Anteil der Stan-
dardsendungen am nächsten der Ein-
lieferung folgenden Werktag (D+1) 
zugestellt werden sollen. Lediglich 
Österreich und Spanien besitzen eine 
entsprechende Vorgabe noch nicht. 
In Österreich erlangt sie erst ab 2004 
Gültigkeit, während Spanien das ein-
zige Mitgliedsland ist, deren Stan-
dardsendungen lediglich ein D+3 Ziel 
erreichen müssen. In 11 der 15 Mit-
gliedstaaten wird zusätzlich eine 
Laufzeitanforderung mit längerem Ho-
rizont (u.a. D+3, D+5) gestellt, deren 
Erreichen einen Rückschluss auf die 
Zuverlässigkeit der Zustellung er-
laubt. In den Beitrittsländern sind bis-

her mehrheitlich noch keine D+1 
Laufzeitziele gesetzt worden. Abbil-
dung 3 gibt einen Überblick über die 
implementierten D+1 Laufzeitziele in 
den Mitgliedsstaaten und stellt sie 
den gemessenen Laufzeiten gegen-
über. In Ermangelung einer zuverläs-
sigen Messung in der Mehrzahl der 
Beitrittsländer sind zurzeit keine ein-
deutigen Aussagen zur Entwicklung 
der Brieflaufzeiten dort möglich. An-
ders als in den Mitgliedsstaaten sind 
die Messmethoden mehrheitlich bis-
lang nicht von den nationalen Regu-
lierungsbehörden genehmigt worden. 
Darüber hinaus erfolgt in vielen Fällen 
keine Messung durch eine unabhän-
gige dritte Partei. 

In fast allen Mitgliedsstaaten müssen 
mehr als 80% der inländischen Stan-
dardsendungen innerhalb eines Ta-
ges zugestellt werden. In vielen Län-
dern liegt die Zielvorgabe sogar bei 
über 90%. Die Laufzeiten für inländi-
sche Briefe sind damit in fast jedem 
Mitgliedsstaat kompatibel zu den 
Laufzeitvorgaben der EU für grenz-
überschreitende Sendungen. Ein-
schränkungen bestehen nur für Grie-
chenland und Spanien, deren Lauf-
zeitprobleme im grenzüberschreiten-
den Verkehr mit großer Wahrschein-
lichkeit auf Schwierigkeiten bei der 
nationalen Einsammlung und Zustel-
lung zurückzuführen sind. Während 
der griechische Universaldienstleister 
zur Sicherstellung der Kompatibilität 
vorrangig Verbesserungen bei der In-
lands-Performance erreichen muss, 
wird für Spanien darüber hinaus die 
Einführung eines regulatorischen D+1 
Laufzeitziels für inländische Sendun-
gen empfohlen. Sofern noch nicht 

geschehen, gilt diese Empfehlung 
auch für die Beitrittsländer. Insbeson-
dere mit Blick auf die Beitrittsländer 
wird auch die Implementierung eines 
zusätzlichen nationalen Laufzeitzieles 
mit längerem Horizont (z.B. D+3) als 
sinnvoll angesehen. 

Ein einheitliches Niveau der inländi-
schen D+1 Laufzeitziele (z.B. 90%) 
wird indes nicht als sinnvoll angese-
hen. Eine Partialanalyse der Mit-
gliedsstaaten hat gezeigt, dass sich 
die unterschiedlichen geographischen 
und demographischen Faktoren auf 
die Performance auswirken. Eine ho-
he Bevölkerungsdichte und ein hoher 
Urbanisierungsgrad begünstigen kur-
ze Laufzeiten. Vor diesem Hinter-
grund lassen sich verbesserte Lauf-
zeiten mitunter nur durch Überwin-
dung von bestehenden Netzrestriktio-
nen und entsprechend hohen Investi-
tionen realisieren. Eine Entscheidung 
über die Anhebung der Laufzeit-
anforderungen muss daher sorgfältig 
die entstehenden Kosten des Univer-
saldienstleisters in das Kalkül einbe-
ziehen. Dieses gilt besonders mit 
Blick auf die Beitrittsländer, in denen 
die früheren Postverwaltungen den 
einschneidenden und kostspieligen 
Umstrukturierungsprozess noch nicht 
abgeschlossen haben. Darüber hin-
aus sollten auch die Präferenzen der 
Nachfrageseite und deren Zahlungs-
bereitschaft Berücksichtigung finden. 
Abschließende Aussagen zu der Hal-
tung der Nachfrager konnten im 
Rahmen der vorliegenden Studie 
nicht getroffen werden. Grundsätzlich 
ist die Erfassung von Nachfragepräfe-
renzen in monopolistischen Märkten 
mit Problemen verbunden. In wettbe-

Abbildung 3: Geforderte und tatsächliche Laufzeiten (D+1) inländischer 
Briefe (1st class) in den EU-Mitgliedsländern im Jahr 2002 
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werblich organisierten Märkten ergibt 
sich ohne Eingriff von außen eine O-
rientierung des Produkt- oder Dienst-
leistungsangebots sowohl an der 
Kostenseite der Unternehmen als 
auch an den Präferenzen der Nach-
frager. In monopolistischen, bzw. teil-
liberalisierten Märkten ist eine derar-
tige endogene Anpassung nur einge-
schränkt möglich, da die notwendigen 
Informationen nicht über den Markt 
(-preis) bereitgestellt werden. Der 
Regulierer kann durch seine Vorga-
ben im Allgemeinen lediglich ein un-
vollkommenes Substitut herbeiführen. 

Qualitätsmessung nach 
standardisierten Verfahren 
Um eine EU-weite Vergleichbarkeit 
der Ergebnisse zu ermöglichen, be-
darf es neben der Festlegung von 
Qualitätszielen auch einheitlicher 
Vorgaben der Qualitätsmessung. Da-
her hat die Kommission dem Europe-
an Committee of Standardization 
(CEN) die Aufgabe übertragen, euro-
päische Normen für den Postsektor 
zu entwickeln. Die bisher entwickelten 
Standards zur Qualitätskontrolle 
betreffen die Bereiche Laufzeitmes-
sung, Beschwerdemanagement und 
Verlustmessung. 

Die entwickelten Standards zur Lauf-
zeitmessung EN 13850 (1st class Ein-
zelbriefe), EN 14508 (2nd class Ein-
zelbriefe) sowie EN 14534 (Massen-
sendungen) ermöglichen eine trans-
parente und weitgehend vergleichba-
re Messung der Laufzeiten. Daher 

sollte die Kommission deren Anwen-
dung sowohl in den Mitgliedsstaaten 
als auch in den Beitrittsländern in Zu-
kunft konsequent durchsetzen. Um 
ein zumutbares Verhältnis zwischen 
der Aussagekraft der Messergebnisse 
und den Kosten der Messung zu ge-
währleisten, sollte nach Möglichkeiten 
gesucht werden, die statistischen An-
forderungen an Kriterien wie bei-
spielsweise das Volumen des jeweils 
kontrollierten Sendungsstroms zu 
koppeln.  

Beschwerden sind für Kunden ein 
wichtiges Medium, um ihre Unzufrie-
denheit mit der Qualität der in An-
spruch genommenen Dienste auszu-
drücken. Bisher bestehen zwischen 
den Mitgliedsstaaten bei der Bearbei-
tung von Beschwerden erhebliche 
Unterschiede. Die Anwendung des 
entwickelten Standards EN 14012 zur 
Messung und Veröffentlichung von 
Beschwerden räumt insbesondere 
privaten Nachfragern und kleinen Ge-
schäftskunden die Möglichkeit ein, 
sich im Rahmen eines einfachen, 
transparenten und kostengünstigen 
Verfahren zu beschweren. Die baldi-
ge Implementierung in den Mitglieds-
staaten und den Beitrittsländern wird 
daher empfohlen. 

Ausblick 
Die europäischen Postmärkte zeich-
nen sich zurzeit durch eine außeror-
dentliche Dynamik aus. Als Folge der 
zunehmenden Substitutionsmöglich-
keiten und des steigenden Wettbe-

werbsdrucks verändern sich das 
Nachfrageverhalten und die Marktbe-
dingungen kontinuierlich. Der fort-
schreitende Liberalisierungsprozess 
der Postmärkte in dieser Dekade 
zwingt jedes Mitgliedsland, die Inten-
sität regulatorischer Eingriffe perma-
nent gegen die Stärke der Marktkräfte 
abzuwägen. Derzeit dient die Regu-
lierung der Dienstequalität noch als 
Ersatz für den funktionsfähigen Wett-
bewerb. In vollständig liberalisierten, 
wettbewerblichen Märkten sollte Qua-
litätsregulierung hingegen nur noch 
im Falle eines Marktversagens An-
wendung finden. 

Dieser Beitrag liefert nur einen kurzen 
Auszug der Resultate und Empfeh-
lungen der Studie. Eine ausführliche 
Fassung wurde im Oktober von der 
Europäischen Kommission veröffent-
licht. Die vollständige Studie steht 
kostenlos unter:  
http://europa.eu.int/comm/internal_ma
rket/post/studies_de.htm  
zum Download bereit. 

Andreas Hense, Antonia Niederprüm 

                                                           
1  Verlässliche Informationen über die aktuel-

len Laufzeiten liegen für die meisten Relati-
onen nicht vor, da bislang keine Messungen 
durchgeführt werden. Bislang werden für 
ausgewählte Sendungsströme Messungen 
durchgeführt, die auf einem stark verein-
fachten Messverfahren basieren. Aus die-
sem Grund sind die Resultate nicht mit den 
Messergebnissen der Mitgliedsstaaten ver-
gleichbar. 
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Konferenzen 

The Changing European Regulatory Framework 
in Telecommunication 

Internationale Konferenz des WIK in Berlin 
Die große WIK-Konferenz fand dieses 
Jahr am 28. und 29. Oktober im Haus 
der Deutschen Wirtschaft in Berlin 
statt. Die Zusammenkunft stand unter 
dem Titel „The Changing European 
Regulatory Framework in Telecom-
munications“ und mit dieser Konfe-
renz setzte das WIK seine Tradition 
fort, der internationalen Telekommu-
nikationsbranche alljährlich ein Forum 
zur Diskussion der aktuellen Fragen 
und Probleme zu bieten. Unter den 
170 Teilnehmern fanden sich wie je-
des Jahr zahlreiche Regulierungsex-
perten aus Wissenschaft, Ministerien, 
Regulierungsbehörden, Telekommu-
nikationsunternehmen und For-
schungsinstituten aus dem In- und 
Ausland. So versammelten sich in 
Berlin hochrangige Vertreter des Te-
lekommunikationsmarktes insbeson-
dere aus Deutschland und den EU-
Staaten, doch viele interessierte Teil-
nehmer kamen auch aus Osteuropa, 
den USA, Japan, Brasilien oder Isra-
el. 

Thema der Konferenz 
Anlass der Konferenz war die Diskus-
sion des neuen regulatorischen 
Rechtsrahmens für die Telekommuni-
kationsmärkte der EU-Staaten und 

insbesondere dessen Umsetzung in 
nationales Recht. Dieser neue 
Rechtsrahmen, der zwischen De-
zember 2001 und Februar 2002 von 
den europäischen Institutionen ver-
einbart und in Kraft gesetzt wurde, 
zielt auf die EU-weite Harmonisierung 
der Regulierung der Märkte für elekt-
ronische Kommunikationsnetze und –
dienste und berücksichtigt dabei die 
Konvergenz elektronischer Plattfor-
men. Zur Anwendung kommen soll 
dann in allen Mitgliedsstaaten ein 
dreistufiges Verfahren, das den nati-
onalen Regulierungsbehörden die 
folgenden Aufgaben zuweist: Zu-
nächst erfolgt die Definition und Ab-
grenzung der relevanten Märkte, die 
für eine ex-ante Regulierung in Be-
tracht zu ziehen sind. Im nächsten 
Schritt findet eine Marktanalyse statt 
und gegebenenfalls die Identifizie-
rung der Betreiber mit SMP (Signifi-
cant Market Power). Als dritter Schritt, 
falls notwendig, erfolgt die Auferle-
gung regulatorischer Verpflichtungen, 
die den festgestellten Wettbewerbs-
hemmnissen adäquat begegnen sol-
len. 

Ursprünglich war die Transformation 
der entsprechenden EU-Direktiven 
und -Vorgaben in nationales Recht 

bis zum Juli 2003 vorgesehen, doch 
dieser Prozess ist in den meisten Mit-
gliedsstaaten noch nicht abgeschlos-
sen. Im Rahmen der nationalen 
Transformationsprozesse sind zahl-
reiche spezifische Fragen und Prob-
leme aufgetaucht: Wie passen die 
Mitgliedsstaaten ihr jeweiliges natio-
nales Recht an die Brüsseler Vorga-
ben an? In welchem Umfang müssen 
hierfür nationale Gesetze geändert 
werden? Welche möglichen Auswir-
kungen hat dieser Prozess auf Struk-
tur und Funktionen der nationalen 
Regulierungsbehörden? Welche 
Staaten sind bei der Transformation 
am weitesten fortgeschritten und wie 
sehen erste Erfahrungen mit dem 
neuen Konzept zur Marktdefinition 
und –analyse aus? Dies sind nur ei-
nige Beispiele aus dem Fragenkata-
log, der sich angesichts des Themas 
stellte und zu dessen Erörterung die 
Teilnehmer in Berlin zusammen ge-
kommen waren. 

Eröffnung der Konferenz 
Zur Eröffnung der Konferenz begrüß-
te Dr. Karl-Heinz Neumann, Ge-
schäftsführer und Direktor des WIK, 
die anwesenden Gäste im Haus der 
Deutschen Wirtschaft mit einer kur-
zen Einführung in die Thematik. Da-
bei gab er einen Überblick über die 
bevorstehenden zwei Konferenztage 
und skizzierte den thematischen Bo-
gen, den die Konferenz spannen soll-
te. 

In der zweiten Eröffnungsansprache 
stellte Dr. Alfred Tacke, Staatssekre-
tär im Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit, die Frage, ob die 
bisherige Regulierung des Telekom-
munikationsmarktes eher als Hinder-
nis oder Unterstützung für die Wett-
bewerbsentwicklung zu betrachten 
sei. Zur Beantwortung stellte er die 
positiven Effekte der Marktöffnung, 
wie z.B. preiswertere Verbindungs-
entgelte, ein höheres Marktwachs-
tum, die größere Angebotsvielfalt, ei-
ne höhere Innovationsgeschwindig-
keit sowie die höhere Produktivität 
des Incumbent den (noch) offenen 
Fragen und Anforderungen gegen-
über. Noch nicht zufrieden stellend 
seien demnach der zu geringe Wett-
bewerb auf der Infrastrukturebene als 

 

Die Teilnehmer im Mendelssohn-Saal des DIHK, im Vordergrund u.a.   
Hans-Josef Piepenbrock von Piepenbrock & Schuster, Düsseldorf 
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auch zwischen den verschiedenen 
Regulierungskonzepten („competition 
between regulatory approaches“), 
sowie die noch mangelnde Harmoni-
sierung. Im Fazit kam Dr. Tacke zu 
dem Schluss, dass die bisherige Re-
gulierung trotz kleinerer „Kinder-
krankheiten“ zweifellos eine wichtige 
Unterstützung für den Wettbewerbs-
prozess gewesen ist. Abschließend 
skizzierte er noch einen Ausblick auf 
die zukünftige Entwicklung des Mark-
tes. 

Der EU-Rechtsrahmen aus 
Sicht der Regulierungsbe-
hörden 
Im Zentrum aller Präsentationen des 
ersten Konferenztages stand die Imp-
lementierung des EU-Rechtsrahmens 
in einzelnen Mitgliedsländern. Zu-
nächst sollten die Vertreter der natio-
nalen Regulierungsbehörden ihre 
Perspektive hinsichtlich des Imple-
mentierungsprozesses darlegen. In 
einem zweiten Vortragsblock sollte 
dann dieses Thema aus der Perspek-
tive einiger europäischer Netzbetrei-
ber erläutert werden. 

So folgten zunächst fünf Präsentatio-
nen zum Thema ”Status of implemen-
ting the new European regulatory 
framework in the member states“, bei 
denen Prof. Dr. Arnold Picot von der 
Ludwig-Maximilians-Universität in 
München als Chairman fungierte. Die 
hochrangigen Repräsentanten von 
fünf Regulierungsbehörden berichte-
ten über den Stand des Implementie-
rungsprozesses in ihrem Land und 
über die avisierten Zeitpläne zur Be-
endigung desselben. Zudem wurden 
die Zuhörer informiert über die Funk-
tion und Geschichte der jeweiligen 
Regulierungsinstitution, über die zur 
Marktanalyse notwendige Datenerhe-
bung sowie über die nationalen Be-
sonderheiten, mit denen der Trans-
formationsprozess in den einzelnen 
Mitgliedsstaaten konfrontiert ist. 

Zuerst berichtete Etain Doyle, Chair-
person of the Board, Commission for 
Communications Regulation (Com-
Reg) in Dublin von den spezifisch iri-
schen Erfahrungen mit dem neuen 
EU-Konzept. Ihr folgte Dr. Georg Se-
rentschy, Managing Director Tele-
communications bei der Rundfunk 
und Telekom Regulierungs-GmbH 
(RTR-GmbH) in Österreich. Danach 
berichtete Matthias Kurth, Präsident 
der Regulierungsbehörde für Tele-
kommunikation und Post (Reg TP) 
vom Stand der Umsetzung der EU-
Vorgaben und von den deutschen Er-
fahrungen bei diesem Prozess. Im 
Anschluss schilderte Gabrielle 
Gauthey, Member of the Board, Auto-

rité de Régulation des Télécommuni-
cations (ART) den Stand der Entwick-
lung in Frankreich. Den Abschluss 
der fünf Vorträge bildete Gábor 
Frischmann, Präsident der Communi-
cations Authority of Hungary (HIF) 
aus Ungarn, der einige interessante 
Aspekte aus der Sicht eines EU-
Beitrittskandidaten beisteuern konnte. 

Bei der anschließenden Podiumsdis-
kussion zum Thema gab es dann vie-
le Nachträge und Nachfragen, insbe-
sondere an Gabrielle Gauthey zum 
Thema des „bill-and-keep“ bei den 
Mobilfunkterminierungsraten in Frank-
reich. Außerdem herrschte noch in-
tensiver Diskussionsbedarf mit Blick 
auf die Zukunft möglicher Universal-
dienstverpflichtungen, speziell für 
SMP-Unternehmen, sowie zur Frage 
der weiteren Existenz öffentlicher 
Fernsprecheinrichtungen. Nicht zu-
letzt zur jüngsten Entwicklung des 
ungarischen Telekommunikations-
marktes gab es noch einige Fragen 
an Gábor Frischmann, der seine Ein-
schätzung des weiteren Fortgangs 
der Entwicklung darlegte. 

 

Der EU-Rechtsrahmen aus 
Sicht der Netzbetreiber 
Nach dem gemeinsamen Mittagessen 
startete am Nachmittag die zweite 
Präsentationsreihe: Zum Thema 
„How do operators evaluate the 
implementation process in Europe?“ 
konnten nun fünf Repräsentanten eu-
ropäischer bzw. internationaler Netz-

betreiber sowie ein Vertreter von Nut-
zerinteressen (INTUG) ihre Sicht der 
Dinge darlegen. Als Chairman in die-
ser Podiumsdiskussion fungierte Pe-
ter Alexiadis von Gibson, Dunn & 
Crutcher LLP in Brüssel. 

Den Anfang dieser Präsentationsrei-
he machte Ewan Sutherland, Execu-
tive Director der International Tele-
communications User Group (INTUG) 
mit seinen Ausführungen über den 
Stellenwert und die Berücksichtigung 
der Nutzerinteressen im Implementie-
rungsprozess. Als erster Repräsen-
tant der Netzbetreiber startete dann 
Paul Brisby, Director Regulatory Af-
fairs and Public Policy von COLT Te-
lecom mit seinen Vortrag. Er konzent-
rierte sich auf die für COLT wichtigs-
ten Märkte Großbritannien, Frank-
reich und Deutschland und kam letzt-
endlich zu dem Schluss, dass der 
Wettbewerb im Festnetz, abgesehen 
von einigen Segmenten, nach wie vor 
insgesamt zu gering sei. Darauf folgte 
die Präsentation von Philippe Wintre-
bert, Vice President International 
Public Affairs AT&T EMEA, der sich 
in seinen Ausführungen vor allem auf 
Artikel 28 (4) des TKG-Entwurfs kon-
zentrierte und dessen Inkonsistenz 
mit der EU-Zugangsrichtlinie kritisier-
te. 

Danach übernahm Gordon Moir, Vice 
President Legal and Regulatory Af-
fairs BT Global Services, Mikrofon 
und Rednerpult. Er benannte im Fol-
genden die vier wesentlichen Heraus-
forderungen des Implementierungs-
prozesses aus seiner Sicht (imple-

 

Das Panel zum Thema „How do operators evaluate the implementation process 
in Europe?“: Richard Feasey (am Rednerpult), Philippe Wintrebert, Gordon Moir, 
Ewan Sutherland, Peter Alexiadis, Paul Brisby (v. rechts)  
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mentation deadlines, market reviews, 
remedies & sanctions, national pro-
cedural rules) und verglich außerdem 
die nationalen Zeitpläne bei der Um-
setzung der EU-Vorgaben. Als nächs-
ter Redner ergriff Richard Feasey, Di-
rector Public Policy, Vodafone Group, 
das Wort und verdeutlichte seine Auf-
fassung, dass die verzögerte Imple-
mentierung des EU-Rechtsrahmens 
kein Anlass zu großer Besorgnis sei. 
Den Abschluss des Vortragblocks der 
Netzbetreiber bildete dann Dr. Frank 
Schmidt, Senior Executive Vice Pre-
sident Regulatory Affairs bei der 
Festnetzsparte der Deutschen Tele-
kom AG. Er wies besonders darauf 
hin, dass die Telekom-Industrie auch 
weiterhin eine gewisse regulatorische 
Flexibilität benötige und zudem das 
Regulierungskonzept nicht auf allen 
Märkten gleich anwendbar sei. In die-
sem Zusammenhang zeigte er in ei-
nem Vergleich einige wesentliche Un-
terschiede zwischen den zentral- und 
osteuropäischen Telekommunikati-
onsmärkten und denen der EU-
Staaten auf. 

Auch hier folgte im Anschluss an die 
Vorträge eine Podiumsdiskussion, die 
dazu beitragen konnte, wichtige As-
pekte der vorgestellten Präsentatio-
nen noch näher zu beleuchten. Zum 
Ausklang des ersten Konferenztages 
sprach dann Prof. Jens C. Arnbak 
von OPTA aus den Niederlanden und 
gleichzeitig Chairman der „Indepen-
dent Regulators Group“ (IRG) und der 
„European Regulators Group“ (ERG). 
Prof. Arnbak referierte vor allem zur 
neuen Rolle der IRG und der ERG 
und verdeutlichte in diesem Zusam-
menhang die Zielsetzung und Funkti-
onen dieser noch recht jungen Institu-
tionen (die ERG wurde erst im Okto-
ber 2002 gegründet) auf europäischer 
Ebene. 

2. Konferenztag 
Auch der zweite Konferenztag in Ber-
lin stand ganz im Zeichen der neuen 
EU-Rahmengesetzgebung und ihrer 
nationalen Umsetzung, wobei der 
Schwerpunkt eher auf den konkreten 
Erfahrungen bei der Anwendung des 
Regulierungskonzeptes lag. Die erste 
Präsentation des zweiten Tages er-
folgte durch Alan Bell, Director of 
Strategy OFTEL & Strategy Advisor 
to OFCOM. Er stellte in seinen Aus-
führungen das neue Modell für 
OFCOM in Großbritannien vor und 
konnte in diesem Zusammenhang 
mehrfach auf die bereits gemachten 
Regulierungserfahrungen durch 
OFTEL verweisen. Danach folgte Pe-
ter Fischer, Deputy General Director 
of BAKOM, Head of Telecom Servi-
ces, der den Zuhörern insbesondere 

Struktur, Funktionen und Organisati-
on der schweizerischen Regulie-
rungsbehörde BAKOM erklärte. 

Im Anschluss an Peter Fischer ergriff 
Sandra Keegan, Head of Sector, DG 
Information Society, European Com-
mission, das Wort und erläuterte die 
Sichtweise und die Rolle der Europäi-
schen Kommission. Frau Keegan 
ging in ihren Ausführungen beson-
ders ein auf das mögliche Ausmaß 
der Ex-ante-Regulierung, das Vorge-
hen bei der Feststellung von SMP, 
die Marktdefinition und –analyse und 
die möglichen Instrumente, die sei-
tens der Europäischen Kommission 
zur Anwendung gebracht werden 
können. 

Nach diesen Ausführungen im Sinne 
der EU-Kommission folgte sozusagen 
die „amerikanische Perspektive“ zum 
Thema: Zuerst sprach hierzu Prof. In-
go Vogelsang von der Boston Univer-
sity in den USA über „Interaction of 
state regulators and FCC in the US“. 
Darin verglich Prof. Vogelsang detail-
liert die Vor- und Nachteile der US-
amerikanischen Telekommunikations-
regulierung hinsichtlich ihres Ur-
sprungs auf Bundes- oder Bundes-
staatsebene („federal or state regula-
tion“). Im Anschluss präsentierte auch 
Scott Marcus von der Federal Com-
munications Commission (FCC) eine 
US-amerikanische Perspektive bei 
seinem Vortrag zu „A perspective 
from across the Atlantic: Regulatory 
responses to convergence“. Dabei 
kam Scott Marcus zu dem Schluss, 
dass der Regulierungsansatz der EU 
möglicherweise eine einfachere und 
auch flexiblere Vorgehensweise hin-

sichtlich Technologie und Konvergenz 
biete als der US-amerikanische An-
satz - insofern werde auch die FCC 
die weitere Entwicklung in Europa mit 
Spannung beobachten. 

Erste Anwendungs-
erfahrungen 
Am Nachmittag folgte die nächste 
Präsentationsreihe unter dem Titel 
„First experiences with the new con-
cepts and programmes of market de-
finition and market analysis“. Als 
Chairman und Moderator in dieser 
Runde fungierte Dr. Ulrich Stumpf, Di-
rektor am WIK. Er übergab das Wort 
zunächst an João Noronha, Advisor 
to the Board of Directors, Autoridade 
Nacional de Comunicações 
(ANACOM) aus Portugal, der über die 
ersten Erfahrungen seiner Institution 
mit dem neuen EU-Konzept bzw. 
dessen Anwendung berichten konnte. 
Im Anschluß daran stellte Johanna 
Juusela, Head of Economic Regula-
tion, Finnish Communications Regu-
latory Authority (Ficora) aus Finnland 
ihre Präsentation vor. Sie schilderte 
die pragmatische Vorgehensweise 
der finnischen Regulierungsbehörde 
Ficora angesichts der sehr spezifi-
schen Eigenarten des dortigen Tele-
kommunikationsmarktes, auf dem es 
ungefähr 600 lokale Anbieter von Te-
lekommunikationsdienstleistungen 
gibt. Auf Johanna Juusela folgte ihr 
Kollege Finn Petersen, Deputy Direc-
tor General, National IT and Telecom 
Agency (NITA), der von den Erfah-
rungen und Fortschritten aus Däne-
mark berichtete. Den Schlusspunkt 
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dieser Vortragsreihe setzte Friedhelm 
Dommermuth, Head of Department, 
Economics of Telecommunication 
Regulation, von der Reg TP aus 
Deutschland, der über die bisherigen 
Erfahrungen der deutschen Regulie-
rungsbehörde mit den EU-Vorgaben 
referierte. Darüber hinaus versuchte 
Friedhelm Dommermuth mögliche 
zukünftige Problemfelder zu identifi-
zieren und untersuchte zu diesem 
Zweck exemplarisch einige frühere, 
kontrovers diskutierte Entscheidun-
gen der Reg TP dahingehend, ob 
diese bei Anwendung des neuen EU-
Regulierungskonzepts möglicherwei-
se in einem anderen Licht erscheinen 
könnten. Hierbei bezog er sich im 
Wesentlichen auf die Entscheidungen 
der Reg TP zur Differenzierung zwi-
schen Geschäfts- und Privatkunden, 
auf Entscheidungen zu Mietleitungen 
und auf die Abgrenzung des regiona-
len Marktes im Falle Berlins. 

Im unmittelbaren Anschluss an die 
Präsentationsreihe folgte wie ge-
wohnt die Podiumsdiskussion zum 
Thema. Hier konnten wiederum zahl-
reiche Aspekte aus den Vorträgen 
konkretisiert werden. Viele Nachfra-
gen gab es einerseits zur Transfor-
mation und Aufbereitung der Frage-
bögen und Daten, die von den Regu-
lierungsbehörden zur Marktanalyse 
benötigt werden. Andererseits gab es 
noch einen intensiven Meinungsaus-
tausch zur relevanten Marktabgren-
zung auf dem deutschen Telekom-
munikationsmarkt. Während der fünf 

Vorträge und der anschließenden 
Diskussion wurde sehr deutlich, dass 
in Verbindung mit den ersten Erfah-
rungen im Implementierungsprozess 
naturgemäß auch die ersten spezifi-
schen Probleme auftauchen. Diese 
Anpassungsschwierigkeiten bei der 
Anwendung des EU-Konzepts rei-
chen von organisatorischen Proble-
men bei der Datenerhebung (keine, 
fehlerhafte oder veraltete Datensätze) 
über regelmäßig wiederkehrende De-
finitionsfragen (z.B. zur Substitution 
von Festnetz- und Mobilfunkan-
schlüssen) bis hin zu kompetenz-
rechtlichen und politischen Differen-
zen zwischen den nationalen Instituti-
onen der Regulierungs- und Wettbe-
werbsaufsicht. 

Schlussworte und Fazit 
Nach der letzten Podiumsdiskussion 
war es Prof. Dr. Martin Hellwig von 
der Universität Mannheim, Vorsitzen-
der der Monopolkommission, der mit 
einigen analytischen Bemerkungen 
zur Marktdefinition und Marktanalyse 
in der Telekommunikation den 
Schlusspunkt der Vorträge setzte. 
Nach seinen prägnanten Kommenta-
ren fand die zweitägige WIK-
Konferenz dann mit einigen abschlie-
ßenden Bemerkungen von Direktor 
Dr. Karl-Heinz Neumann und dem 
Dank an die versammelten Teilneh-
mer und deren Verabschiedung ihr 
Ende. 

Zusammenfassend kann man fest-
stellen, dass in den zahlreichen Vor-
trägen und Podiumsdiskussionen 
sehr deutlich wurde, welche Proble-
me, Unterschiede aber auch Gemein-
samkeiten in den EU-Mitgliedsstaaten 
und einigen Beitrittsländern mit der 
Implementierung und Anwendung 
des EU-Regulierungskonzepts beste-
hen. Die Verfahren der Marktdefiniti-
on, -abgrenzung und –analyse, die 
spezifischen nationalen Besonderhei-
ten, die eventuelle Neustrukturierung 
von Regulierungsbehörden und die 
adäquate Transformation der EU-
Vorgaben in nationales Recht sind 
dabei nur ein Teil der Herausforde-
rungen. Deshalb stand dem internati-
onalen Meinungsaustausch in Berlin 
eine Plattform zur Verfügung, um die 
unterschiedlichen Erwartungen und 
Szenarios hier kontrovers diskutieren 
zu können. Die ersten Anwendungs-
erfahrungen europäischer Regulierer 
sowie der transatlantische Vergleich 
mit der Regulierung des US-Marktes 
waren sicher eine wertvolle Ergän-
zung. So konnten die auf der WIK-
Konferenz versammelten Experten 
aus Politik und Wissenschaft, von 
Regulierungsbehörden, Netzbetrei-
bern und Diensteanbietern dazu bei-
tragen, das Bild der zukünftigen eu-
ropäischen Telekommunikations-
märkte und ihrer Regulierung schärfer 
zu zeichnen. 

Alexander Kohlstedt 

… weitere Impressionen von 
der Konferenz:  
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(WIK)  
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Market Reviews under the new  
EU Regulatory Framework for Electronic  

Communications Services
Die WIK-Forschungsgruppe „Regulie-
rung und Wettbewerb“ unter Leitung 
von Dr. Ulrich Stumpf hatte im Vorfeld 
der Konferenz in Berlin zu einem 
Workshop eingeladen. Am 27. Okto-
ber fand dieser Workshop in einem 
kleinen Kreis hochrangiger Regulie-
rungsexperten im Regent Schlossho-
tel in Berlin Grunewald statt. Das 
Thema des Workshops lautete: „Mar-
ket Reviews under the new EU Regu-
latory Framework for Electronic 
Communications Services”. Die Zahl 
der Teilnehmer belief sich auf 45 und 
die meisten anwesenden Experten 
kamen von Regulierungs- und Wett-
bewerbsbehörden, Ministerien, Netz-
betreibern und wissenschaftlichen In-
stituten aus dem In- und Ausland. 

Anlass und Ziel des 
Workshops 
Anlass für den Experten-Workshop 
war der neue EU-Rechtsrahmen für 
Elektronische Kommunikationsdiens-
te (ECS), der derzeit von den EU-
Mitgliedsstaaten implementiert wird. 
Ein Kernelement dieses EU-
Regulierungskonzeptes ist die Markt-
analyse, die von den nationalen Re-
gulierungsbehörden durchgeführt 

werden soll, um die Ex-ante-
Regulierung bzw. die vormals aufer-
legten Maßnahmen nach dem alten 
Rechtsrahmen zu bewerten. Im Rah-
men dieser Marktanalyse ist ein drei-
stufiges Verfahren vorgesehen, das 
aus den folgenden Schritten besteht: 
Zunächst muss die Definition und Ab-
grenzung der relevanten Märkte er-
folgen, die für eine Ex-ante Regulie-
rung in Betracht zu ziehen sind. Im 
nächsten Schritt findet die eigentliche 
Marktanalyse statt, sowie die Bewer-
tung, ob wirksamer Wettbewerb ge-
geben ist. Wird dies verneint, müssen 
die Betreiber mit SMP (Significant 
Market Power) identifiziert werden. 
Als dritter Schritt, falls notwendig, er-
folgt die Auferlegung regulatorischer 
Verpflichtungen, die den festgestell-
ten Wettbewerbshemmnissen adä-
quat begegnen sollen. 

Das zentrale Ziel des Berliner 
Workshops war daher die Präsentati-
on analytischer Konzepte und der 
konkrete Erfahrungsaustausch über 
die praktischen Probleme bei der 
Marktanalyse, so wie sie sich bisher 
gezeigt haben. Zu diesem Zweck soll-
ten auch die ersten Anwendungser-
fahrungen von Seiten der nationalen 

Regulierungsinstitutionen präsentiert 
und gemeinsam bewertet werden. 

Präsentationen des 
Workshops 
Zur Eröffnung des Workshops im Re-
gent Schlosshotel in Berlin begrüßte 
Dr. Karl-Heinz Neumann, Geschäfts-
führer und Direktor des WIK, die an-
wesenden Gäste und im Anschluss 
daran gab Dr. Ulrich Stumpf, Direktor 
des WIK, den Teilnehmer eine kurze 
Einführung in die Thematik des 
Workshops mit einem Überblick über 
die bevorstehenden Präsentationen 
und den Tagesablauf. 

Als erster Referent berichtete Reinald 
Krüger, bei der Wettbewerbsdirektion 
der EU-Kommission verantwortlich für 
die Marktanalyse und Konsultations-
verfahren, über die aktuellen Erfah-
rungen der Kommission mit der An-
wendung des SMP-Konzepts und des 
3-Kriterien-Tests im Rahmen der 
Marktanalyse. Außerdem informierte 
er eingehend über den Konsultati-
onsmechanismus und die Vorge-
hensweise der Kommission im Rah-
men dieses Prozesses. Nach Reinald 
Krüger präsentierte Prof. Pedro Pita 
Barros, Universidade Nova de Lisboa 
aus Portugal seinen Vortrag “Does he 
trust me, does he trust me not?”. In 
seinen Ausführungen erläuterte er die 
„Economics of Consultation“ und ana-
lysierte auf spieltheoretische Weise 
die Konsultationsmechanismen und 
Erwartungshaltungen von Regulie-
rungsbehörden und EU-Kommission 
in diesem Prozess. Im Anschluss 
daran untersuchte Gastgeber Dr. Ul-
rich Stumpf vom WIK in seinem Vor-
trag die “Controversal Issues in Mar-
ket Definition” und ging insbesondere 
auf den „Hypothetical Monopolist 
Test“ ein sowie die damit zusammen-
hängenden Probleme und Lösungs-
ansätze. Zudem zeigte er wichtige 
Differenzierungen zwischen „retail & 
wholesale markets“ auf, die bei der 
Marktanalyse von Bedeutung sind. 

Nach dem gemeinsamen Mittagessen 
ergriff Prof. Jordi Gual, IESE Busi-
ness School Barcelona, das Wort und 
sprach im Workshop über “Market 
Definition of Telecoms Markets: An 
Alternative view”. In seinen wirt-
schaftswissenschaftlichen Ausfüh-
rungen bemängelte er die Kriterien, 
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die die EU-Kommission zur Feststel-
lung von SMP heranzieht, als zu eng 
gefasst und unflexibel. Im Rahmen 
von Wettbewerbsprozessen seien 
temporäre Erscheinungen, wie sie 
von der EU-Kommission teilweise als 
Zeichen für SMP betrachtet werden, 
eher normal und kein Grund für eine 
Marktintervention. So plädierte Prof. 
Gual insgesamt für einen stärkeren 
Abbau der Marktregulierungen. Da-
nach referierte Peter Alexiadis von 
Gibson Dunn & Crutcher LLP über 
“Market Dominance Issues”, wobei er 
die Thematik stärker aus einem juris-
tischen Blickwinkel betrachtete und 
zur Verdeutlichung der Probleme bei 
der Beurteilung von SMP-
Unternehmen auch einige Präzedenz-
fälle des EuGH darstellte. 

Die folgenden zwei Präsentationen 
fokussierten besonders auf „market 
remedies“: Während Prof. Martin Ca-
ve, University of Warwick Business 
School, vor allem die “Broadband 
Market Remedies” einer genauen Be-
trachtung unterzog, berichtete im An-
schluss daran Dr. Tommaso Valletti, 
Imperial College London, in seinen 
Ausführungen vorwiegend über die 
“Mobile Market Remedies”. Hierbei 
ging er auch detailliert auf verschie-
dene Aspekte von CPP („Calling party 
pays“) und dem Gegenstück des RPP 
(„Receiving party pays“) ein und er-
läuterte in diesem Zusammenhang 
noch wesentliche Vorteile des Prin-
zips des „bill-and-keep“. 

Die beiden nachfolgenden Präsenta-
tionen konzentrierten sich dann wie-
der stärker auf die praktischen Erfah-
rungen der nationalen Regulierungs-
behörden mit der Anwendung des 
EU-Rechtsrahmens. Von der irischen 
Regulierungsbehörde, ComReg, be-
richtete Gary Healy, am späten 
Nachmittag über “ComReg Experien-
ce with New Regulatory Framework”, 
dem dann Philip Rutnam von OFTEL 
folgte, der die Erfahrungen seines 
Hauses mit dem EU-
Regulierungsrahmen erläuterte. Bei-
de Referenten informierten einge-
hend über den aktuellen Stand des 
Implementierungsprozesses in ihrem 
Land und über die dazugehörigen 
Zeitpläne. Darüber hinaus wurden die 
Workshop-Teilnehmer informiert über 

Funktion und Geschichte der jeweili-
gen Regulierungsinstitution, sowie 
über nationale Besonderheiten und 
Schwierigkeiten bei der für die Markt-
untersuchung notwendigen Datener-
hebung. 

Fazit 
Angesichts der unterschiedlichen 
Präsentationen im Laufe des WIK-
Workshops wurde unübersehbar, 
dass es noch zahlreiche Fragen und 
Probleme, aber auch große Fort-
schritte bei der Anwendung des 
Marktanalyse-Konzeptes gibt. Insbe-
sondere die bisherigen Erfahrungen 
der nationalen Regulierungsbehörden 
konnten wesentlich dazu beitragen, 
die zukünftige Marktanalyse zu er-
leichtern und den Blick auf noch klä-
rungsbedürftige Punkte zu lenken. 
Der im Workshop erfolgte Austausch 
von praktischen Erfahrungen und 
wirtschaftswissenschaftlichen Aspek-
ten zum Thema war sicherlich die 
Grundlage dafür, dass alle Teilneh-
mer um neue Perspektiven und Er-
fahrungen bereichert wurden. 

Im Anschluss an die letzten beiden 
Präsentationen entwickelte sich daher 

auch eine intensive Diskussion, in der 
noch offene Fragen und Aspekte er-
örtert wurden. Mit einigen zusammen-
fassenden und abschließenden Be-
merkungen des Gastgebers Dr. Ulrich 
Stumpf und dem Dank an die ver-
sammelten Teilnehmer fand der offi-
zielle Teil des WIK-Workshops dann 
sein Ende. Nach dem Transfer zum 
Hotel erfuhr der Workshop allerdings 
noch seine weniger offizielle Fortset-
zung: Gemeinsam „enterten“ die Teil-
nehmer einen historischen Spree-
Dampfer, um noch eine nächtliche ku-
linarische Ausflugsfahrt auf dem 
Fluss zu unternehmen. Matthias 
Kurth, Präsident der Reg TP, erörter-
te in seiner Dinner Speech die regula-
torische Situation in Deutschland. 
Das Ende des weiteren Abends war 
offen, so dass auch noch zu weit vor-
gerückter Stunde auf der Spree Dis-
kussionen zum EU-
Regulierungskonzept für die Tele-
kommunikationsmärkte zu verneh-
men waren. 

Alexander Kohlstedt 

 

 

Dr. Sonia Strube Martins (WIK) mit Dr. Joachim Haas (MATÁV, Budapest)  
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3rd Conference on Regulation, Competition and  
Universal Service in the Postal Sector

Am 13. und 14. November diesen 
Jahres fand in Toulouse die dritte in-
ternationale Konferenz „Regulation, 
Competition and Universal Service in 
the Postal Sector“ statt. Organisiert 
vom Institut D’Economie Industrielle 
(IDEI) der Universität Toulouse, bot 
diese Konferenz zum einen eine Dis-
kussionsplattform für die Erklärungs-
kraft jüngster theoretischer Modelle 
aus dem Bereich der Postökonomie. 
Zum anderen wurden aktuelle Ergeb-
nisse der angewandten wirtschaftspo-
litischen Forschung präsentiert und 
mit Vertretern von Postunternehmen 
sowie von Regulierungs- und Wett-
bewerbsbehörden diskutiert. 

Der Fokus der industrieökonomischen 
Beiträge lag auf dem Zutritt potentiel-
ler Newcomer in den Postmarkt und 
auf Fragen des optimalen Tarifs im 
Falle eines Netzzugangs. Dabei sta-
chen insbesondere die Vorträge von 
Helmuth Cremer (Universität Tou-
louse), John Panzar (Northwestern 
University, USA) und Edward Pearsall 
(US Postal Rate Commission) hervor. 
Auf der Basis einer modifizierten Fas-
sung früherer Modelle leitete Cremer 
den optimalen Netzzugangspreis in 
einem Szenario mit unvollständigem 
Wettbewerbs ab. Das ökonomische 
Modell von Panzar zeigte Effekte auf 

die Nachfrage und das Preisniveau 
auf, die von der Einräumung unter-
schiedlicher Möglichkeiten des Netz-
zugangs ausgehen. Pearsall schließ-
lich demonstrierte modellhaft die 
Wohlfahrtseffekte eines zweiteiligen 
Tarifs für Massensendungen im Ver-
gleich zu einfachen Preisen. 

Im Mittelpunkt der wirtschaftspoliti-
schen Diskussion des ersten Tages 
standen bestehende Wettbewerbsbe-
schränkungen auf den europäischen 
Postmärkten. Martin Hellwig (Univer-
sität Mannheim, Leiter der Monopol-
kommission) wies in diesem Zusam-
menhang auf mögliche Konflikte und 
Inkompatibilitäten zwischen der ex 
ante Regulierung von Postmärkten 
und der wettbewerbspolitischen Beur-
teilung ex post hin. Paul Buigues und 
Claude Chêne gaben als Vertreter 
der EU (DG Wettbewerb) einen Ü-
berblick über die aktuelle Wettbe-
werbssituation in Europa. Insbeson-
dere Chêne verwies in diesem Zu-
sammenhang auf das Problem der 
Bewertung staatlicher Beihilfen in re-
gulierten Wirtschaftssektoren.  

Eine rege Debatte löste am zweiten 
Tag ein Beitrag von Paul de Bijl (Uni-
versität Tilburg) aus, der die Ergeb-
nisse einer vom niederländischen 

Postunternehmen TPG in Auftrag ge-
gebenen Studie vorstellte. Danach 
stellt sich der niederländische Post-
markt als sehr viel bestreitbarer dar 
als bisher angenommen. Wenn auch 
einige der zugrunde liegenden The-
sen durchaus kritisch zu sehen sind, 
so zeigt der Vortrag doch einige sehr 
bemerkenswerte Aspekte auf, die die 
Diskussion um den Umfang der zu-
künftigen Regulierung weiter beleben 
dürfte. Hohe Aufmerksamkeit fand 
schließlich auch ein Vergleich ver-
schiedener Indizes für den Liberalisie-
rungsgrad von Postmärkten durch 
Catherine Gallet-Rybak (BIPE, Frank-
reich). Sie kommt zu dem Schluss, 
dass keine der untersuchten Maßzah-
len die relevanten Marktverhältnisse 
adäquat abbildet, so dass ein län-
derübergreifender Vergleich des Libe-
ralisierungsprozesses mit ihnen nur 
sehr eingeschränkt möglich ist. 

Informationen zum Programm der 
Konferenz und eine Auswahl von Bei-
trägen finden sich unter:   
http://www.idei.asso.fr/Commun/Conf
erences/Poste/Calendar.htm.  

Andreas Hense 
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Nachrichten aus dem Institut 

Personelle Veränderungen  
Zum 01. Oktober 2003 hat Florentín 
Gonzáles López, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter in der Forschungsgruppe 
"Kostenmodelle und Internetökono-
mie" das Institut verlassen, um eine 

neue Tätigkeit bei der Swisscom in 
Bern anzutreten. 

Frau Cornelia Stappen, zuletzt wis-
senschaftliche Mitarbeiterin in der 
Forschungsgruppe "Kommunikation, 
Post und Logistik" hat das Institut 
zum 01. Oktober 2003 verlassen. Sie 

wechselt zur GEW Rheinenergie in 
Köln. 

Wir wünschen an dieser Stelle unse-
ren ehemaligen Kolleginnen und Kol-
legen alles Gute für Ihre berufliche 
Zukunft. 

Bottom-Up Kostenmodell für den slowenischen 
Telekommunikationsmarkt

Im April 2003 hat die Forschungs-
gruppe Kostenmodelle eine Bera-
tungstätigkeit für die slowenische Re-
gulierungsbehörde ATRP (Telecom-
munications, Broadcasting, and Post 
Agency of the Republic of Slovenia) 
aufgenommen. Ziel des Projektes, 
das als EU-Phare-finanzierte Twin-
ning Projekt in Kooperation mit der 
RegTP durchgeführt wurde, ist es 

gewesen, die ATRP in der Auswahl, 
Implementierung und Anwendung ei-
nes für den slowenischen Telekom-
munikationsmarkt geeigneten Kos-
tenmodells zu unterstützen. Hierbei 
kam das Analytische Bottom-Up Kos-
tenmodell für das Verbindungsnetz 
zur Anwendung, auf dessen Basis 
schließlich Zusammenschaltungsent-
gelte abgeleitet werden sollen, die 

den Kriterien der Kostenorientierung, 
der effizienten Bereitstellung von Zu-
sammenschaltungsleistungen sowie 
dem Kostenstandard der zukunftsge-
richteten, langfristigen und zusätzli-
chen Kosten (FL-LRIC) entsprechen. 
Das Projekt wurde im November 
2003 erfolgreich abgeschlossen.  

Michael Brinkmann 

Bottom-Up Kostenmodell für den griechischen 
Telekommunikationsmarkt

Im Januar 2003 hat die WIK-Consult 
GmbH eine Beratungstätigkeit für die 
griechische Regulierungsbehörde 
(EETT) aufgenommen. Ziel des Pro-
jektes ist es gewesen, in Zusammen-
arbeit mit der EETT die Kosten der ef-
fizienten Leistungsbereitstellung hin-
sichtlich Netzzusammenschaltung, 
entbündelter Teilnehmeranschlusslei-

tung und Mietleitungen zu ermitteln. 
Dies wurde durch die Anwendung der 
analytischen Kostenmodelle für das 
Verbindungsnetz und das Teilneh-
meranschlussnetz geleistet. Darüber 
hinaus wurden Ansätze und Berech-
nungsmodule entwickelt, um die Kos-
ten von Kollokations- und Bereitstel-
lungsleistungen abzuleiten. Das Pro-

jekt wurde im Dezember 2003 erfolg-
reich abgeschlossen.  

Michael Brinkmann 

 

 

 

Wir wünschen allen unseren 
Lesern ein frohes Weihnachts-
fest und ein gutes neues Jahr! 
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Veröffentlichungen des WIK
In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbei-
tern des Instituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten For-
schungsprojekten. Die Hefte können entweder regelmäßig oder als Einzelheft gegen eine Schutz-
gebühr von 15,- € (Inland und europäisches Ausland) bzw. 23,- € (außereuropäisches Ausland) bei 
uns bestellt werden.  

Zuletzt erschienen 

Nr. 248: Dieter Elixmann, Ulrike Schimmel with contributions of Anette Metzler – 
"Next Generation Networks" and Challenges for Future Competition and Regu-
latory Policy (November 2003)  

Es gibt fundamentale Unterschiede 
zwischen traditionellen PSTN/ISDN 
Netzen und Next Generation Net-
works (NGNs). NGNs basieren auf 
einem paketvermittelnden Netz und 
verarbeiten Sprach-, Daten und Vi-
deoverkehr gleichzeitig. In solch ei-
nem Netz sind die Transport- und 
Kontrollfunktionen getrennt, die Netz-
funktionen sind dezentral angesiedelt, 
die Intelligenz liegt mehr und mehr in 
Endgeräten und Standards sind of-
fen. NGNs werden vermutlich auf ei-
ner Schichtenstruktur bestehend aus 
vier Schichten beruhen. Die starke 
Disaggregierung von NGNs ermög-
licht eine weitgehende Spezialisie-
rung von Marktteilnehmern auf ver-
schiedene funktionale Bereiche der 
Bereit-stellung von Diensten und Ap-
plikationen. Insbesondere kann ein 
Wettbewerber eigene Dienste und 
Applikationen unabhängig vom 
Transportnetz spezifizieren. Darüber 
hinaus können Dienste durch End-
nutzer kreiert werden. Dies führt im 
Ergebnis zu einer Multi-Schichten, 
Multi-Netzbetreiber und Multi-Service 
Provider Welt.  
NGNs werden zu einer Verwischung 
von traditionellen PSTN/ISDN Kon-
zepten führen. Dies betrifft insbeson-
dere die Funktionsherrschaft über 
einzelne Netzbestandteile sowie das 

Betreiben ein(es) Netz(es). Die Kon-
trolle über ein Netz wird sich nicht 
länger direkt an physikalischen Netz-
bestandteilen festmachen lassen. A-
priori wird es ein breites Spektrum 
von zulässigen dienste- bzw. netzbe-
zogenen Zusammenschaltungspunk-
ten geben. In einer voll entwickelten 
NGN-Umgebung werden Service 
Provider zumindest konzeptionell Zu-
gang zu Funktionen der Kontroll- und 
Nutzerebene sowie zu Netzmanage-
mentfunktionen benötigen. Aufgrund 
ihrer Dezentralisierung werden NGNs 
aller Wahrscheinlichkeit nach die Ab-
grenzung neuer TK-Märkte erfordern. 
Darüber hinaus können neue Mög-
lichkeiten und Anreize für vertikale In-
tegration eine viel differenziertere Art 
und Weise der Definition und Bewer-
tung der missbräuchlichen Ausnut-
zung einer Marktstellung als heute 
sowie wirtschaftspolitische Maßnah-
men gegen sie erfordern. Einmal ab-
gesehen vom tatsächlichen Bestehen 
von “essential facilities“, wird die Ent-
bündelung in einer NGN-Umgebung 
eine Reihe von neuen Herausforde-
rungen mit sich bringen. Die starke 
Disaggregierung von NGNs macht die 
Aufgabe der Sicherstellung der Netz-
integrität sehr komplex. Darüber hin-
aus wird zumindest die Migration zu 
NGNs absehbar durch herstellerspe-

zifische Dienste- und Netzarchitek-
turmerkmale charakterisiert werden. 
Zusammen mit der Dynamik des 
technischen Fortschritts und in der 
Folge viel kürzeren Produktlebens-
zyklen als in der PSTN Welt ist daher 
der Raum für regulatorische Ein-
griffsmöglichkeiten mit Blick auf Ent-
bündelung in NGNs beschränkt, wenn 
Regulierung technologieneutral sein 
soll. Zusätzlich wird potenziell die 
Zahl der in einen regulatorischen 
Entbündelungsfall involvierten Wirt-
schaftseinheiten zunehmen.  
Mit Blick auf Verpflichtungen zur Zu-
sammenschaltung in (Ende-zu-Ende) 
IP-basierten Netzen sehen wir einen 
Unterschied zwischen der Zusam-
menschaltung von internationalen 
oder nationalen Backbones von ISPs 
auf der einen Seite und der zwischen 
großen nationalen ISPs und kleinen 
regionalen oder lokalen ISPs auf der 
anderen Seite. Mit Blick auf Interope-
rabilität sollte die Entwicklung von 
Normen und Standards zuallererst 
dem Markt überlassen werden. Regu-
lierung wird jedoch eine bedeutende 
Aufgabe haben den Prozess der 
Standardisierung zu organisieren und 
zu überwachen sowie geeignete Kon-
fliktlösungsmechanismen zu entwi-
ckeln. 

Nr. 249: Martin O. Wengler, Ralf G. Schäfer – Substitutionsbeziehungen zwi-
schen Festnetz und Mobilfunk: Empirische Evidenz für Deutschland und ein 
Survey internationaler Studien (Dezember 2003)  

Waren Mobilfunkgeräte zu Beginn der 
neunziger Jahre noch teure, tech-
nisch wenig ausgereifte Produkte, die 
überwiegend von Geschäftskunden 
genutzt wurden, so erhöhte sich die 
Nachfrage nach Mobilfunkanschlüs-
sen mit der Einführung der digitalen 
GSM-Technologie drastisch. Mobil-
funkgeräte entwickelten sich im Laufe 
der neunziger Jahre, nicht zuletzt 

aufgrund sinkender Preise, zu einem 
echten Massenartikel und heute exis-
tieren in Deutschland mehr Mobilfunk- 
als Festnetzanschlüsse. In diesem 
Zusammenhang stellt sich die Frage, 
wie sich die Austauschbeziehung zwi-
schen beiden Gütern gestaltet. In 
welchem Maße kann das Mobilfunk-
netz das Festnetz substituieren und 

welche Dynamik entwickelt die Sub-
stitution auf der Gesprächsebene? 

Für Deutschland existierten bisher 
kaum empirische Untersuchungen die 
sich mit der Frage der Festnetz-
Mobilfunk-Substitution vertieft be-
schäftigten. Die verfügbaren Studien 
behandelten das Substitutionsthema 
allenfalls mit deskriptiven statisti-
schen Verfahren oder erfassten 
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Deutschland im Rahmen von interna-
tionalen Querschnittsanalysen. Das 
zentrale Anliegen dieser Studie ist es 
daher, Substitutions- bzw. Komple-
mentaritätseffekte für den deutschen 
TK-Markt zu erfassen und mit analyti-
schen Verfahren empirisch zu unter-
suchen. Die Datengrundlage bildet 
eine extern durchgeführte repräsenta-
tive Marktforschungserhebung bei 
Haushalten und Unternehmen in 
Deutschland. Die Analyse dieser Da-
ten ist darauf ausgerichtet, das Ver-
halten und die Wahrnehmung ver-
schiedener Kundengruppen hinsicht-
lich der Nutzung von Festnetz und 
Mobiltelefonen zu beschreiben und 
zu erklären. Darüber hinaus werden 
internationale ökonometrische Stu-

dien zur Frage der Substitution he-
rangezogen. Dies geschieht vor dem 
Hintergrund die empirischen Befunde 
für Deutschland im internationalen 
Kontext einzuordnen und bewerten 
zu können. Ferner werden die zur 
Substitutionsanalyse verwendeten 
ökonometrischen Verfahren darge-
stellt und bewertet.  

Die Studie liefert im Ergebnis detail-
lierte Informationen zu drei Themen-
komplexen des Substitutionssachver-
halts: 

• Nutzung und Wahrnehmung von 
Festnetz- und Mobilfunkdiensten 
durch verschiedene Kunden-
gruppen (Haushalte und Unter-
nehmen) in Deutschland, 

• Richtung und Ausmaß der Sub-
stitution in anderen Ländern, 

• Perspektiven zur Vertiefung der 
Thematik der Festnetz-
Mobilfunk-Substitution. 

Die Untersuchung zeigt, dass in 
Deutschland bereits einige Anzeichen 
einer Festnetzsubstitution durch den 
Mobilfunk vorhanden sind. Hält die 
beobachtete Entwicklung zukünftig an 
oder verstärkt sich sogar, wie dies die 
empirischen Ergebnisse für andere 
industrialisierte Länder nahe legen, 
so wird die Substitution höchstwahr-
scheinlich mittel- bis längerfristig auch 
Einfluss auf den Wettbewerb und die 
Marktstrukturen ausüben. 

Nr. 250: Ralf G. Schäfer – Das Verhalten der Nachfrager auf dem deutschen TK-
Markt unter wettbewerblichen Aspekten (Dezember 2003)  

Untersuchungen zum Stand des 
Wettbewerbs im deutschen TK-Markt 
haben sich bisher primär auf die An-
gebotsseite und auf Anbieterstruktu-
ren fokussiert. Empirisch belastbare 
Erkenntnisse zu den Auswirkungen 
des TK-Wettbewerbs auf das Verhal-
ten privater und geschäftlicher Nach-
frager sind in Deutschland öffentlich 
noch nicht in hinreichendem Maße 
vorhanden.  

Die Studie greift dieses Themenfeld 
auf und zielt darauf ab, die Informati-
onslücke mit wissenschaftlich fundier-
ten Analysen zu verkleinern. Zentra-
les Anliegen ist es daher, das TK-
Verhalten der Nachfrager auf empiri-
scher Basis zu untersuchen. Daten-
grundlage bildet eine extern durchge-
führte repräsentative Marktfor-
schungserhebung bei Haushalten 
und Unternehmen in Deutschland. Im 
Mittelpunkt steht der Markt für Fest-
netz-Sprachtelefonie. Gleichwohl 
werden komplementäre Aspekte zur 
Mobilfunk- und Internetnutzung fall-
weise mit einbezogen, um bei spezifi-

schen Fragestellungen ein vollständi-
ges Bild zu vermitteln. 

Der Diskussionsbeitrag besteht im 
Kern aus fünf Bausteinen. Der erste 
Baustein dient dazu, die zur Verfü-
gung stehende Datenbasis und das 
eingesetzte Analyseinstrumentarium 
kurz zu beschreiben. Im zweiten Bau-
stein wird das Wissen der Nachfrager 
in Deutschland über die Angebots-
möglichkeiten, die sich aus der Libe-
ralisierung des Telekommunikations-
marktes ergeben, analysiert. Eine Un-
tersuchung des Ausmaßes, in dem 
diese Angebotsmöglichkeiten tatsäch-
lich genutzt werden, erfolgt im dritten 
Baustein. Der vierte Teil beschäftigt 
sich mit der Analyse der Entschei-
dungsgründe, die hinter dem Verhal-
ten der deutschen Nachfrager zur 
Auswahl von Festnetzanbietern bzw. 
zum Verbleib beim Incumbent stehen. 
Im fünften Baustein wird das fest-
netzspezifische Wechselverhalten der 
Nachfrager dem Verhalten in den 
Sparten Mobilfunkanschlüsse und In-
ternetzugänge gegenübergestellt.  

Die Studie zeigt, dass die Möglichkei-
ten des Wettbewerbs im deutschen 
Festnetz-TK-Markt fast allen Haushal-
ten und Unternehmen bekannt sind, 
aber nur von wenigen tatsächlich in 
Anspruch genommen werden. Die 
Nutzung alternativer Festnetzanbieter 
erfolgt hauptsächlich im Rahmen des 
Call-by-Call-Verfahrens, in deutlich 
geringerem Umfang werden An-
schlussportierung und Preselection 
verbreitet. Die Vorteile alternativer 
Telefonanbieter liegen aus Sicht der 
Haushalte und Unternehmen, die von 
den Wettbewerbsmöglichkeiten 
Gebrauch machen, primär im preisli-
chen Bereich. Nachfrager ohne Erfah-
rungen mit Wettbewerbern zeigen zu 
großen Teilen keine Wechselaffinität 
und damit keine Bereitschaft zur Nut-
zung alternativer Telefonanbieter im 
Festnetz. Sie sind daher nur sehr 
schwierig durch Marketingmaßnah-
men alternativer Anbieter erreichbar. 
Insgesamt zeigen sich im deutschen 
Markt eher schwache Unterschiede 
zwischen Haushalten und Unterneh-
men mit Blick auf die Ausbreitung des 
Telekommunikationswettbewerbs. 
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Diskussionsbeiträge 
Nr. 228: Astrid Höckels – Internationaler Vergleich der 

Wettbewerbsentwicklung im Local Loop   
(Dezember 2001)  

Nr. 229: Anette Metzler – Preispolitik und Möglichkeiten 
der Umsatzgenerierung von Internet Service 
Providern (Dezember 2001) 

Nr. 230: Karl-Heinz Neumann – Volkswirtschaftliche Be-
deutung von Resale (Januar 2002) 

Nr. 231: Ingo Vogelsang – Theorie und Praxis des Re-
sale-Prinzips in der amerikanischen Telekom-
munikationsregulierung (Januar 2002) 

Nr. 232: Ulrich Stumpf – Prospects for Improving Com-
petition in Mobile Roaming (März 2002) 

Nr. 233: Wolfgang Kiesewetter – Mobile Virtual Network 
Operators – Ökonomische Perspektiven und re-
gulatorische Probleme (März 2002) 

Nr. 234: Hasan Alkas – Die Neue Investitionstheorie der 
Realoptionen und ihre Auswirkungen auf die 
Regulierung im Telekommunikationssektor 
(März 2002) 

Nr. 235: Karl-Heinz Neumann – Resale im deutschen 
Festnetzmarkt (Mai 2002) 

Nr. 236: Ulrich Stumpf, Wolfgang Kiesewetter und  
Lorenz Nett – Regulierung und Wettbewerb auf 
europäischen Mobilfunkmärkten (Juni 2002) 

Nr. 237: Hilke Smit – Auswirkungen des e-Commerce 
auf den Postmarkt (Juni 2002) 

Nr. 238: Hilke Smit – Reform des UPU-Endvergütungs-
systems in sich wandelnden Postmärkten (Juni 
2002) 

Nr. 239: Peter Stamm, Franz Büllingen – Kabelfernse-
hen im Wettbewerb der Plattformen für Rund-
funk-übertragung - Eine Abschätzung der Sub-
stitutionspotenziale (November 2002)  

Nr. 240: Dieter Elixmann, Cornelia Stappen  unter Mitar-
beit von Anette Metzler – Regulierungs- und 
wettbewerbspolitische Aspekte von Billing- und 
Abrechnungsprozessen im Festnetz (Januar 
2003) 

Nr. 241: Lorenz Nett, Ulrich Stumpf unter Mitarbeit von 
Ulrich Ellinghaus, Joachim Scherer, Sonia 
Strube Martins, Ingo Vogelsang – Eckpunkte 
zur Ausgestaltung eines möglichen Handels mit 
Frequenzen (Februar 2003) 

Nr. 242: Christin-Isabel Gries – Die Entwicklung der 
Nachfrage nach breitbandigem Internet-Zugang 
(April 2003) 

Nr. 243: Wolfgang Briglauer – Generisches Referenz-
modell für die Analyse relevanter Kommunikati-
onsmärkte - Wettbewerbsökonomische Grund-
fragen (Mai 2003) 

Nr. 244: Peter Stamm, Martin Wörter – Mobile Portale- 
Merkmale Marktstruktur und Unternehmens-
strategien (Juli 2003) 

Nr. 245: Franz Büllingen, Annette Hillebrand – Sicher-
stellung der Überwachbarkeit der Telekommu-
nikation: Ein Vergleich der Regelungen in den 
G7-Staaten (Juli 2003)  

Nr. 246: Franz Büllingen, Annette Hillebrand – Gesund-
heitliche und ökologische Aspekte mobiler 
Teklekommunikation - Wissenschaftlicher Dis-
kurs, Regulierung und öffentliche Debatte (Juli 
2003) 
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